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Bürgerdialoge zur Digitalisierung kommunaler Aufgaben

Technologischen Wandel gestalten

Transparenz, Dialog und Beteiligung für gesellschaftlichen Konsens

Projektbeschreibung
Der technologische Wandel kann Gesundheit, Wohl­
stand und den Schutz von Umwelt und Klima voran­
bringen. Umfragen wie das TechnikRadar von  acatech – 
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und 
der Körber-Stiftung zeigen jedoch eine Skepsis in Teilen 
der Bevölkerung, ob Technik für eine bessere Zukunft 
sorgt: So ist ein Viertel der Befragten der Ansicht, dass 
durch Technik mehr Probleme verursacht als durch sie 
gelöst werden. Die Deutschen erleben den technolo­
gischen Wandel mehrheitlich ambivalent. Der Nutzen 
neuer Technologien kommt nur dann zum Tragen, wenn 
sie von den Menschen mindestens toleriert, besser aber 
 individuell und gesellschaftlich angenommen und ge­
staltet werden.

Ziel des acatech Projekts Technologischen Wandel 
 gestalten: Transparenz, Dialog und Beteiligung für 
 gesellschaftlichen Konsens ist die Entwicklung, Er­
probung und Evaluierung einer wissenschaftlich fun­
dierten und in die Praxis umsetzbaren Gestaltung 
von Technikdialogen. Dabei soll die Gesellschaft in 
eine frühe und kompetente Meinungsbildung bei der 
 Gestaltung neuer Technologiefelder einbezogen werden. 
Gemeinsam mit interessierten Bürger:innen sollen die 
Chancen, der Nutzen und die Risiken von Technologien 
sachgerecht und ausgewogen diskutiert und die sich 
daraus ergebenden Rückschlüsse an Politik, Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft und betroffene Individuen vermittelt 
werden. 

Zwei Arbeitsgruppen vertiefen diese Ausgangsfragen 
und Ziele des Projekts anhand der Themen Resilienz 
und Leistungsfähigkeit der digitalen Infrastruktur und 
Resilienz und Leistungsfähigkeit des  Gesundheitssystems 
durch Datenverfügbarkeit. Sie analysieren aktuelle Dis­
kussionen in Politik und Gesellschaft und entwickeln 
Vorschläge für Dialog- und Kommunikations initiativen, 
die dann innerhalb des Vorhabens erprobt werden. 
Die kommunikationswissenschaftliche Expertisebank, 
eine weitere Arbeitsgruppe bestehend aus Expert:in­
nen der Wissenschafts- und Technikkommunikation, 
Technikfolgenabschätzung, Psychologie, Evaluation so­
wie Umsetzung von Wissenschaftskommunikation in 
die Praxis, unterstützt und berät die beiden Arbeits­
gruppen bei der Konzeption und Erprobung der Kom­
munikationsformate und identifiziert übergreifende Er­
gebnisse. Der  Gesellschaftspolitische Beirat setzt sich 
aus Vertreter:innen unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Perspektiven, unter anderem aus Wissenschaft, Unter­
nehmen, Verbänden und Medien, zusammen,  diskutiert 
den Wandel und die Entwicklung der Ge sellschaft im 
Kontext des technologischen Fortschritts und wirkt 
 dabei als Soundingboard für die Projektarbeit.
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Bürgerdialoge zur Digitalisierung kommunaler Aufgaben

Vorwort

Technologischen Wandel gestalten. Transparenz, Dialog 
und Beteiligung für gesellschaftlichen Konsens – dieses 
Motto stand seit April 2020 im Mittelpunkt der Arbeit 
mehrerer von acatech ins Leben gerufener Arbeitsgrup­
pen. Im Rahmen der vorliegenden Publikation präsen­
tieren wir die Resultate von Bürgerdialogen zu Digi­
talisierungsthemen, an deren Konzeption primär die 
Arbeitsgruppe Resilienz und Leistungsfähigkeit der digi-
talen Infrastruktur (AG 1) beteiligt war. Mit dieser Pub­
likation möchten wir in erster Linie Digitalisierungs- und 
Beteiligungsbeauftragten in den Kommunen hierzulan­
de Einblick in unsere Methode, unsere Ergebnisse und 
unsere Rückschlüsse geben.

In einer Zeit, in der die Digitalisierung unser aller Le­
ben und Arbeit grundlegend verändert, braucht es klare 
Konzepte, um den Herausforderungen dieses Wandels 
erfolgreich zu begegnen. Die Digitalisierung durch­
dringt bereits heute alle Lebensbereiche und hat das 
Potenzial, künftig zu mehr Wohlstand und Nachhaltig­
keit in unserer Gesellschaft beizutragen. Dabei ist aller­
dings von entscheidender Bedeutung, die Interessen 
und Bedürfnisse der Menschen nicht aus den Augen 
zu verlieren. Kommunale Digitalisierungs- und Beteili­
gungsbeauftragte sind in diesem Spannungsfeld zwi­
schen technologischer Innovation und den B e denken, 
Anliegen oder Hoffnungen der Bürger:innen Brücken­
bauer. Ihre Aufgabe ist es, die Voraussetzungen für einen 
Dialog auf Augenhöhe und eine gesellschaftlich getrage­
ne Umsetzung technologischer Innovationen zu schaffen.

Die beiden durchgeführten Bürgerdialoge konzentrier­
ten sich auf zwei exemplarische Themenfelder im Um­
feld der Digitalisierung: Das betrifft zum einen die Di­
gitalisierung der Prozesse in der Verwaltung nach dem 
Onlinezugangsgesetz (OZG). Projektpartner hierfür war 
die Stadt Wittenberge an der Elbe, eine größere Klein­
stadt im Nordwesten des Bundeslands Brandenburg. Zum 
anderen ist die Unterstützung des Katastrophenschutzes 
durch Methoden der Digitaltechnik ein wichtiges Anwen­
dungsfeld für die Digitalisierung in Deutschland. Projekt­
partner für den entsprechenden Bürgerdialog war Wup­
pertal, eine nordrhein-westfälische Großstadt, gelegen 
im Bergischen Land. In beiden Städten wurden soge­
nannte Fokusgruppen eingesetzt, mit deren Hilfe Bür­
ger:innen in den themenbezogenen Dialog mit Reprä­
sentant:innen ihrer Kommunen eintreten konnten. Das 
Ziel dieser Dialoge war es, die Sicht der Bevölkerung 
auf die vor Ort vorgesehenen Digitalisierungsmaßnah­
men herauszuarbeiten, Unterstützung bei der jeweili­
gen Planung zu bieten sowie Anregungen und Kritik zu 
erfassen. Darüber hinaus ging es für acatech darum, ex­
emplarisch die Eignung und Wirksamkeit des Formats 
der Fokusgruppe im Dialog mit der Bevölkerung im di­
gitalen Wandel zu erproben. In beiden Städten wurde 
die Arbeit der Fokusgruppen durch ein jeweils von aca­
tech beauftragtes Unternehmen begleitet; ein drittes 
Unternehmen evaluierte den dialogischen Prozess. Die­
se Analysen sind zentrale Grundlage der vorliegenden 
acatech Publikation.
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Vorwort

Mit ihr richten wir uns insbesondere an kommu nale 
 Digitalisierungs- und Beteiligungsbeauftragte.  Zugleich 
möchten wir alle Verantwortlichen in den Kommu­
nen, in Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Or­
ganisationen ansprechen, die sich mit Beteiligung, 
Digitalisierung, Verwaltungsdienstleistungen oder Be­
völkerungsschutz beschäftigen. Die beiden Fallbeispie­
le können inhaltliche Orientierung für zwei spezifische 
Themenfelder kommunaler Digitalisierungsstrategien 
und praktische Hinweise für weitere Dialogverfahren 
bieten.

Wir danken allen Mitwirkenden, insbesondere den Mit­
gliedern der Arbeitsgruppe, den Mitarbeiter:innen der 
acatech Geschäftsstelle sowie den beauftragten Unter­
nehmen und den Verwaltungen der Städte Wittenberge 
und Wuppertal, herzlich für ihre beeindruckende, erfolg­
reiche Arbeit.

Die Gestaltung einer digitalen Zukunft, die im Einklang 
mit den Wünschen und Bedürfnissen der Bürger:innen 
steht, ist eine gemeinsame Verantwortung, und wir 
freuen uns, wenn unsere Erkenntnisse und Empfehlun­
gen zu einer Technikentwicklung beitragen, die diesem 
Ziel nahekommt.

Die Sprecher:innen der Arbeitsgruppe

Bettina Oppermann, Leibniz Universität Hannover 
Ulrich Reimers, Technische Universität Braunschweig
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Bürgerdialoge zur Digitalisierung kommunaler Aufgaben

Zusammenfassung

Die vorliegende Publikation bietet Einblick in die prakti­
sche Umsetzung von Bürgerdialogen zur Digitalisierung 
kommunaler Aufgaben in Deutschland. Zwei konkrete 
Fallbeispiele mit einem jeweils spezifischen Digitalisie­
rungsbezug stehen dabei im Fokus: die Digitalisierung 
von Verwaltungsprozessen nach dem Onlinezugangsge­
setz (OZG) im brandenburgischen Wittenberge sowie 
digitale Maßnahmen zur Unterstützung des Katastro­
phenschutzes im nordrhein-westfälischen Wuppertal. In 
beiden Städten wurden sogenannte Fokusgruppen ein­
gesetzt, um Bürger:innen und Kommunalvertreter:innen 
themenbezogen miteinander ins Gespräch zu bringen. 

Die beiden Dialogangebote trugen dazu bei, die Sicht 
der Bevölkerung auf die jeweilige Situation vor Ort 
und die geplanten Maßnahmen nachzuvollziehen und 
gleichzeitig Eignung und Wirksamkeit des Fokusgrup­
penformats im Kontext des technologischen bezie­
hungsweise des digitalen Wandels zu testen. Im Mittel­
punkt der Fokusgruppengespräche standen Chancen 
und Nutzen der digitalen Transformation im jeweiligen 
Handlungsfeld sowie mögliche Hürden und Bedenken. 
Darüber hinaus formulierten die Teilnehmenden in bei­
den Fällen eine Vielzahl von Anforderungen für eine Di­
gitalisierung, in deren Zentrum der Mensch und nicht 
die (digitale) Technik stehen soll. Begleitet wurden die 

Projekte zudem durch eine Analyse der akteursspezifi­
schen Effekte beider Bürgerdialoge. Die hier einbezoge­
nen Akteure waren die Teilnehmenden der Fokusgrup­
pen, Personal aus Stadtverwaltung und Lokalpolitik, 
Vertreter:innen der Presse beziehungsweise Medien, 
die jeweilige Bürgerschaft und weitere Stakeholder der 
 Dialoge.

Die Publikation richtet sich insbesondere an Ver­
antwortliche in den Kommunen, die sich mit den The­
men Beteiligung beziehungsweise Digitalisierung, 
Verwaltungsdienstleistungen oder Bevölkerungs- und 
Katastrophenschutz beschäftigen. Die hier präsentier­
ten Fallbeispiele liefern praktische Hinweise für die Um­
setzung eigener Dialog- und Beteiligungsverfahren. Die 
dargestellten Fakten und Interpretationen beruhen da­
bei auf den Erfahrungen, die von den Beteiligten im 
acatech Praxisprojekt Technologischen Wandel gestal-
ten zusammengetragen und sorgfältig reflektiert wor­
den sind. Die dokumentierten Resultate sowie die über­
tragbaren Erkenntnisse können bei der Konzeption und 
Durchführung künftiger Bürgerdialoge oder bei deren 
Wirkungsanalyse als Ideensammlung, Ratgeber oder 
Vergleichsbasis dienen. Zudem dürften sie bei der Aus­
gestaltung kommunaler Digitalisierungsstrategien und 
von Smart-City-Ansätzen hilfreich sein.
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Projekt

Projektleitung

	§ Prof. Dr.-Ing. Jan Wörner, acatech Präsident
	§ Prof. Dr. Drs. h. c. Ortwin Renn, Forschungsinstitut 
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Leitung der Arbeitsgruppe 1  
Resilienz und Leistungsfähig­
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(Hrsg.)

	§ Prof. Dr.-Ing. Bettina Oppermann, Institut für 
 Freiraumentwicklung, Gottfried Wilhelm Leibniz 
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	§ Stefanie Bucher, acatech Geschäftsstelle
	§ Hannes Gaschnig, acatech Geschäftsstelle

Projektlaufzeit
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Förderung

Das Projekt Technologischen Wandel gestalten: Trans-
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Konsens wird gefördert von Allianz, Bayer Science & 
Education Foundation, BMW, Klaus Tschira Stiftung, 
Körber-Stiftung, Merck, Robert Bosch Stiftung und 
 Siemens Stiftung.
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1	 Einleitung
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Einleitung

Immer wieder stoßen in Deutschland technologische 
 Innovationen auf Skepsis und konkrete technologie­
basierte Umsetzungsvorhaben auf den massiven Wider­
stand der Bevölkerung vor Ort. Solche Konflikte, die 
nicht selten Folge einer wenig bürgernahen Planungs- 
und Maßnahmenpolitik sind, führen zur Verzögerung 
wichtiger technologiepolitischer Großprojekte, verhin­
dern mehr bürokratische Effizienz im Alltag und konter­
karieren wesentliche Bemühungen um mehr Sicherheit 
im Katastrophenschutz.

Aus diesem Grund befasste sich das von acatech – 
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften ver­
antwortete Projekt Technologischen Wandel gestalten: 
Transparenz, Dialog und Beteiligung für gesellschaftli-
chen Konsens unter anderem mit der Frage, wie sich sol­
che Konflikte künftig entschärfen und notwendige in­
novationspolitische Maßnahmen gemeinwohlorientiert 
gestalten und umsetzen lassen. Einem Konzept der Pro­
jektarbeitsgruppe Resilienz und Leistungsfähigkeit der 
digitalen Infrastruktur (AG 1) folgend wurden zu die­
sem Zweck digitalisierungsbezogene Bürgerdialoge ent­
wickelt, erprobt und evaluiert. 

Gemeinsam mit Kommunalvertreter:innen sollten aus- 
gewählte Bürger:innen dabei Chancen und Nutzen so­
wie Risiken und Bedenken in zwei konkreten Anwen­
dungsfeldern der Digitalisierung  kommunaler Auf­
gaben in konstruktiver Weise diskutieren, um so eine 
frühzeitige, sachgerechte und ausgewogene Meinungs­
bildung bei den Beteiligten und in der Bürgerschaft zu 
unterstützen. 

Profitieren konnten hierbei sowohl die beiden Partner­
kommunen, die für die digitale Transformation in ihrem 
jeweiligen Verantwortungsbereich Unterstützung fan­
den, als auch acatech, die mit wissenschaftlichem Inte­
resse Bedingungen für das Gelingen sachgerechter und 
ausgewogener Meinungsbildung im Technologie- und 
Technikkontext ergründen konnte.

Gespräche zur Digitalisierung der kommunalen Ver- 
waltung wurden so im brandenburgischen Wittenberge 
geführt. Einbezogen waren Bürger:innen und Unterneh­
mer:innen, die in vier Fokusgruppen  miteinander disku­

1 |  Aufgrund der begrenzten Projektlaufzeit konnten nur kurzfristige Wirkungen erfasst werden.

tierten. Die Verwaltung der Stadt Wittenberge möchte 
die Resultate dieser Dialoge für ihre Digitalisierungs­
bemühungen zur Umsetzung des Onlinezugangsgeset­
zes (OZG) nutzen und sich bei der Weiterentwicklung 
des digitalen Angebots kommunaler Service- und Ver­
waltungsleistungen künftig an den Bedarfen der Bür­
ger:innen orientieren. Die Fokusgruppen sollten hierbei 
als Auftakt für den Austausch mit der Bevölkerung die­
nen, der sich idealerweise verstetigen lässt.

Im nordrhein-westfälischen Wuppertal wurde dage­
gen über digitale Technik im Bevölkerungsschutz dis­
kutiert, wobei ebenfalls das Format der Fokusgruppe 
zur Anwendung kam. In fünf Gruppen fanden Gesprä­
che mit Bürger:innen statt, wobei für die Gruppenbil­
dung die jeweiligen Vorkenntnisse in der Katastrophen­
vorsorge und die (mutmaßliche) Selbstschutzfähigkeit 
beziehungsweise Hilfebedürftigkeit unterschiedlicher 
Be völkerungsgruppen ausschlaggebend waren. Unter 
Selbstschutzfähigkeit wurde dabei insbesondere das 
vorhandene Wissen über und das tatsächliche Ausmaß 
an bereits durchgeführten Vorsorgemaßnahmen ver­
standen. Die Wuppertaler Stadtverwaltung  möchte die 
Erkenntnisse des Bürgerdialogs für ihre Smart-City-Stra­
tegie verwerten.

Für acatech ging es hingegen insbesondere um die 
Frage, inwiefern Fokusgruppen bei technologie- und 
technikbezogenen Vorhaben zu einer sachgerechten, 
fundierten Meinungsbildung und damit zum technolo­
gischen beziehungsweise digitalen Wandel in den deut­
schen Kommunen beitragen können. Aus diesem Grund 
wurden die Gespräche in den Fokusgruppen mit zwei un­
terschiedlichen Untersuchungsansätzen auf ihren Mei­
nungsbildungseffekt hin ausgewertet. Darüber hinaus 
wurden die Bürgerdialoge evaluiert. Dabei ging es un­
ter anderem um die Frage, welche Resonanz die Dialo­
ge während der Durchführung und nach Vorliegen der 
Ergebnisse in Kommunalpolitik und -verwaltung, in der 
lokalen Presse und den Sozialen Medien sowie bei weite­
ren Adressat:innen der Ergebnisse kurzfristig auslösen.1 
Hierbei dienten die beiden kommunalen Dialogver­
anstaltungsreihen als Fallstudien, aus denen projektspe­
zifische und übergreifende Erkenntnisse zum Gelingen 
von Bürgerdialogen gewonnen werden konnten.
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und Beteiligung  
in Kommunen
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Transparenz, Dialog und Beteiligung in Kommunen

2.1	 Notwendigkeit und Formen von Partizipationsangeboten

2 |  Vgl. Oppermann/Langer 2003 und Deutscher Bundestag 2023 (Quellen zu Textbox 1).

Spätestens seit Stuttgart 21, also den Debatten um die 
Neugestaltung des Stuttgarter Hauptbahnhofs, die zu 
einem bundesweit im Fernsehen übertragenen Diskus­
sionsverfahren und schließlich  einem Volksentscheid im 
Jahr 2013 führten, ist klar: Transparenz, Dialog und Be­
teiligung sind für die erfolgreiche Umsetzung technik- 
und technologiebasierter Großprojekte von essenzieller 
Bedeutung. Bürger:innen in Deutschland nehmen sol­
che regierungspolitisch forcierten Projekte, deren Nut­
zen sie nicht nachvollziehen können und deren Ne­
benwirkungen sie selbst möglicherweise ganz konkret 
betreffen werden, immer seltener einfach nur hin; statt­
dessen fordern sie immer häufiger eigenen Einfluss auf 
entsprechende Entscheidungen ein. Und mittlerweile 
steht auch ein gut gefüllter „Werkzeugkoffer“ bereit, um 
sie an Planungsprozessen und Entscheidungen teilha­
ben zu lassen. Zwar verbleibt die rechtlich verankerte 
Entscheidungskompetenz gemäß den Prinzipien der re­
präsentativen Demokratie bei Legislative und Exekuti­
ve; aber Bürger:innen sollen im Sinne der sogenannten 
deliberativen Demokratie – insbesondere im politischen 
Nahbereich der Kommune – die Möglichkeit haben, zu 
verstehen, was konkret geplant, gebaut und entwickelt 
wird; sie sollen ihre Bedürfnisse, ihre Wahrnehmung 
und ihre Haltung äußern und damit neben Expert:innen 
die Politik bei der Entwicklung technischer Infrastruktur 
und Entscheidungen über konkrete technologiebezoge­
ne Maßnahmen beraten. Basis für einen gelingenden 
Dialog zwischen Bürgerschaft, Expert:innen und Politik 
sowie eine aktive Beteiligung ist dabei stets die Trans­
parenz des jeweiligen Entscheidungsprozesses. 

Die Rolle von Politiker:innen in solchen Beteiligungs­
projekten ist besonders hervorzuheben. Diese müssen 
sich nämlich zunächst auf ein bestimmtes Mandat ei­
nigen, also ein Thema formulieren, zu dem sie den Rat 

von Bürger:innen einholen möchten. Gleichwohl blei­
ben die Politiker:innen auch bei deren Einbeziehung 
Letztentscheidungsinstanz im betreffenden Themen­
feld. Sie müssen das Verfahren also initiieren, die Be­
ratungsergebnisse – beispielsweise im Format eines 
Bürgergutachtens – später entgegen- und vor allem 
ernst nehmen und unter Würdigung dieser Ergebnisse 
schließlich entscheiden. Nicht jede Anregung von Bür­
gerseite muss die Politik dann auch umsetzen; aber sie 
sollte (unbedingt) zeigen, dass die Beteiligung wirksam 
ist, also dass sie sich mit den Vorschlägen inhaltlich 
auseinandersetzt, diese ernsthaft prüft und im Zweifels­
fall auch deren Ablehnung begründet. Das wird zum 
Beispiel bei Umfragen nicht unbedingt erwartet. 

Besonders relevant ist bei solchen  politisch relevanten Be­
teiligungsformaten das Einladungsprozedere, mit dem  
bestimmt wird, wer in welcher Rolle teil nimmt. In Text­
box 1 werden zentrale Gemeinsam keiten und Unter­
schiede typischer Dialog- und Betei ligungsformate vor­
gestellt, die sowohl auf das Format als auch auf das 
gewählte Einladungsverfahren zurückgeführt werden 
können.2

Für jedes einzelne Format ergeben sich außerdem klare 
Vor- und Nachteile, die abhängig von der jeweiligen Fra­
gestellung mehr oder eben weniger ins Gewicht fallen. 
Jedes Verfahren erfordert zudem eine andere Vorberei­
tung und Planung, verursacht somit auch unterschied­
lich hohe Kosten. In gewissem Maße müssen aber alle 
Verfahren daran gemessen werden, ob sie dazu beitra­
gen, externe Expertise zu verarbeiten, ein breites und 
bestenfalls repräsentatives Spektrum an Perspektiven 
widerzuspiegeln und effizient in einem vorab definier­
ten Zeitrahmen zu Lösungsvorschlägen für ein spezifi­
sches Problem zu kommen.
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Bürgerdialoge zur Digitalisierung kommunaler Aufgaben

Textbox 1: Ausgewählte Dialog- und Beteiligungsverfahren

  Der allgemeine Aufruf zu einer sogenannten Bürgerversammlung richtet sich an all jene Bürger:innen, 
die am Thema interessiert sind. Meist werden darüber hinaus noch Expert:innen zu einer solchen städtisch 
organisierten Versammlung eingeladen, die zum Teil zuvor bereits in öffentlichen Debatten hervorgetreten 
sind. Die Expertise ist zum Teil nachgewiesen, zum Teil einfach nur behauptet. In Form von Podiumsdiskus­
sionen gelingt es, diese exponierten Persönlichkeiten untereinander ins Gespräch zu bringen. Das Publikum, 
insbesondere auch Gegner:innen und Befürworter:innen werden im Verlauf der Veranstaltung in die Debat­
ten miteinbezogen. Hier melden sich allerdings oft nur die Redegewandten zu Wort. Zu den Versammlungen 
kommen meist auch nur diejenigen, die sich ohnehin für das Thema interessieren.

  Das Modell des Runden Tischs oder des sogenannten Mediationsverfahrens widmet sich explizit der 
Lösung von Konflikten oder der Aushandlung von Kooperationen zwischen Akteuren, die ohne Verfahren 
nicht miteinander kooperieren. In einem eher nichtöffentlichen Rahmen werden die Konfliktparteien versam­
melt. Gruppen entsenden Delegierte an den Runden Tisch, der von einem externen Team moderiert wird. Na­
türlich können hier ebenfalls Expert:innen geladen werden, sie bleiben aber auf eine Auskunft gebende Rol­
le beschränkt, diskutieren selbst also nicht unbedingt mit. Die Delegierten innerhalb der unterschiedlichen 
Gruppen sind soziologisch gesehen eher homogen; sie werden von ihren Gruppenmitgliedern für gewöhnlich 
gewählt, weil sie sich gut ausdrücken können. 

  Bei einer Planungszelle, wie sie in den 1970er-Jahren von Peter C. Dienel in Deutschland erprobt wur­
de, oder auch bei einem Schöffengericht, geht es darum, Menschen mit möglichst unterschiedlichen Perspek­
tiven in Dialog miteinander zu bringen. Zur Gewinnung einer Teilnehmerschaft, welche die Gesamtbevölke­
rung möglichst gut repräsentiert, eignet sich insbesondere ein Einladungsverfahren per Los. Auch hier sagen 
nicht alle Personen zu, die aus dem Register des Einwohnermeldeamts zufällig gezogen wurden, sodass es 
auch bei diesem Bürgerbeteiligungsverfahren eine Verzerrung der sozialen Zusammensetzung in Richtung 
der Interessierten und Neugierigen gibt. Aber es ist nachgewiesen, dass im Vergleich zu allen anderen Ein­
ladungsverfahren die Zusammensetzung der Teilnehmenden am heterogensten ist. Bei den Bürgerräten des 
Deutschen Bundestags kommt dieses Verfahren seit 2023 als Pilot im großen Maßstab zum Zug. Der Nach­
teil dieser Möglichkeit, Bürger:innen in einen Dialog einzubeziehen, liegt darin, dass die organisierten und 
engagierten Gruppen, die sich bereits mit dem Thema beschäftigt und sich eine Meinung gebildet haben, 
ausgeschlossen sind. Sie werden vielmehr wie Expert:innen behandelt, die ein Statement abgeben können, 
aber an der Meinungsbildung der Gruppe nicht unmittelbar beteiligt sind. 

  Das Format der Fokusgruppen zielt darauf ab, kleine, soziologisch in bestimmter Hinsicht homogene 
Diskussionsgruppen zu bilden, die aufgefordert werden, ihre gemeinsame Perspektive und Sichtweise auf ein 
Problem miteinander zu erarbeiten. Mehrere Fokusgruppen ergeben später ein multiperspektivisches Bild zur 
Sache. Auf einer zweiten Ebene soll die Zusammensetzung auch heterogene Eigenschaften in der Gruppe 
einbinden. Falls also zum Beispiel ältere Menschen ab 60 Jahren zu einer Gruppe zusammengestellt werden, 
sollten sie verschiedenen Berufsgruppen angehören. Im Unterschied zu Planungszellen oder Mediationsver­
fahren geht es hier nicht darum, sich explizit mit Andersdenkenden auszutauschen oder mit diesen gar einen 
Konsens zu finden.
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2.2	� Fokusgruppen als Dialogformat für die  
kommunale Entscheidungsfindung

3 |  Vgl. Behringer 2012, Dührenberger/Behringer 1999, Oppermann/Renn 2019 und Schulz et al. 2012 (Quellen zu Textbox 2).

Bei aktuellen Fragen der Technikentwicklung sind alle 
politischen Ebenen angesprochen. Gerade die Digitalisie­
rung berührt in ihren vielen Facetten Kom  petenzbereiche 
der Europäischen Union, der Mitglied staaten, der Bun­
desländer und Regionen, der Ge meinden und auch der 
Familie. Daher galt es für das acatech Projekt Technolo-
gischen Wandel gestalten zu Beginn, konkrete Themen 
auszuwählen, die im Rahmen eines Bürgerdialogs auf 
kommunaler Ebene sinnvoll zu bearbeiten wären. Dabei 
standen zunächst Fragen der digitalen Infrastruktur und 
insbesondere der Ausbau der nächsten Mobilfunkgenera­
tion (5G) als mögliche Themen im Raum. Allerdings zeig­
te sich bald, dass technische Infrastrukturen vor allem ein 
Thema für Expertengespräche sind und dass bei Bürger­
dialogen eher deren Zweck, also die Ermöglichung von 
Digitalisierung – und damit letztlich Nutzen und Risiken 
einer digitalisierten Welt –, im Vordergrund stehen sollte.

Anschließend wurden zwei inhaltliche Dialogschwer­
punkte gesetzt: In der Stadt Wittenberge sollte es um die 
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) gehen, in 
Wuppertal um die smarte, das heißt digital unterstütz­
te Ausrichtung des Katastrophenschutzes. Ziel war es, 
sachangemessene Dialoge zu organisieren, um heraus­
zufinden, wie man die Bevölkerung besser informieren 
und in politisch-administrative Entscheidungen einbezie­
hen könnte. Beide Dialogthemen – die Digi talisierung 
der Verwaltung in Wittenberge und der Beitrag der Di­
gitalisierung zum Katastrophenschutz in Wuppertal – 
beziehen sich primär auf die kommunale Ebene der 
Entscheidung. Im Zuge der Umsetzung des Onlinezu­
gangsgesetzes beabsichtigen Kommunen natürlich, der 
Bevölkerung möglichst viele und sinnvolle Angebote für 
digitale Dienstleistungen zu machen. Und auch beim 
Katastrophenschutz sehen die Bürger:innen in Deutsch­
land in der Regel zunächst die Hilfsangebote vor Ort; 
auch wenn diese je nach Katastrophenfall großräumi­
ger organisiert werden müssen. Die Kommunen, ihre 
Verwaltungen und die Zivilschutzorgane sind hier also 

in der Verantwortung, Hilfsangebote bürgernah zu or­
ganisieren.

Im vorliegenden acatech Projekt ging es konkret um 
Themen, bei denen kein bestehender Konflikt gelöst 
werden musste. Die kooperierenden Kommunen woll­
ten jedoch wissen, wie die Bürger:innen vor Ort über die 
entsprechenden Themenfelder denken, was sie sich von 
der Digitalisierung erhoffen, was sie befürchten und wo 
sie bereit sind, aktiv mitzuwirken. Zudem besteht bei 
bürokratischen Prozessen stets die Gefahr, dass eine 
fachlich spezialisierte Verwaltung nicht allgemeinver­
ständlich und ausreichend bürgernah kommuniziert, 
was Legitimität und Akzeptanz administrativer Ent­
scheidungen beeinträchtigen kann. Daher ist bei sol­
chen Dialogen immer auch von besonderem Interesse, 
zu erfahren, ob die von Kommunalpolitik und -verwal­
tung verwendeten Fachbegriffe oder der bürokratische 
Jargon von Bürger:innen und speziellen Zielgruppen 
überhaupt so verstanden werden, wie es von kommu­
naler Seite beabsichtigt ist. Und so standen auch diese 
Aspekte im Fokus der beiden Projektdialoge in Witten­
berge und Wuppertal.

Angesichts der bereits oben erwähnten Stärken der Dia­
logmethode Fokusgruppe – offen für fachlichen Input, 
gezielte Zusammenstellung eines Spektrums an Per­
spektiven und zeiteffiziente Generierung von Lösungs­
vorschlägen für ein Problem – schien  diese  optimal für 
die gewählte Fragestellung zu sein (siehe Textbox 2).3

 Fokusgruppen ermöglichen Politik und Verwaltung au­
ßerdem, die Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz kommu­
naler Maßnahmen durch Bürger:innen und bestimmte 
Zielgruppen zu prüfen. Deren Perspektive zeugt entweder 
von einer ausgeprägten Beschäftigung mit dem Thema 
oder von einer spezifischen Betroffenheit durch die ge­
planten Maßnahmen; und ebendiese Perspektive gilt es, 
im Dialog herauszuarbeiten, um sie bei der Entscheidung 
angemessen berücksichtigen und würdigen zu können.
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Textbox 2: Dialogformat Fokusgruppe

Fokusgruppen sind moderierte Gruppendiskussionen, die ursprünglich für Marketing- und verschiedene For­
schungszwecke durchgeführt wurden. Im Rahmen einer Fokusgruppe kommen sechs bis acht Personen für 
zwei bis drei Stunden zusammen, um ein vorgegebenes Thema zu erörtern. Dieses moderierte Gespräch fin­
det nichtöffentlich statt, allerdings können – je nach Thema und Zweck – die Ergebnisse später öffentlich 
bekannt gemacht werden. In der Regel werden sechs bis zehn solcher Gruppengespräche mit unterschiedli­
chen, jeweils homogenen Gruppen durchgeführt. Die Gespräche werden anschließend im Sinne der empiri­
schen Sozialforschung detailliert ausgewertet und die Ergebnisse an den Auftraggeber weitergeleitet. Einen 
Konsens in der einzelnen Gruppe oder gar im gesamten Teilnehmerkreis zu erreichen ist in der Regel nicht 
das Ziel der Gespräche.

Von großer Bedeutung ist hingegen der Meinungsbildungsprozess innerhalb der Gruppen, der in der Regel 
durch einen Stimulus ausgelöst wird. Grundlegende Annahme ist hierbei, dass Menschen im gemeinsamen 
Gespräch zu einer ausgewogeneren Haltung kommen, als wenn sie lediglich ein Interviewstatement formu­
lieren. Im Unterschied zu Diskussionen unter Menschen mit unterschiedlichen Interessen und mutmaßlich 
unterschiedlichen Meinungen (hier: „Perspektiven“), müssen die Teilnehmenden aber keinen Konsens finden 
oder zwangsläufig im Sinne des Allgemeinwohls argumentieren. Einen Konsens finden zu müssen, würde be­
sondere Konzeptschritte zu Beginn (von der Aushandlung über das Verfahren der Konsensfindung bis hin zu 
Fragen der Klärung von Dissens) nötig machen. In vielen Fokusgruppen wird deshalb am Ende per Mehrheit 
über die Priorität einzelner Maßnahmen abgestimmt.

Finden Fokusgruppengespräche als Serie oder Reihe, zum Beispiel im Modus mehrerer Treffen, statt, werden 
sie Beteiligungsformaten, die einen Konsens erarbeiten sollen, immer ähnlicher. Die Teilnehmenden bilden 
sich eine Meinung, die wiederum mit anderen besprochen und in das Gremium zurückgetragen wird. Der Pro­
zess der Meinungsbildung erstreckt sich in einer Serienfokusgruppe über mehrere Sitzungen und bleibt nicht 
auf drei Stunden beschränkt. Aufgrund des stärkeren Beteiligungscharakters werden zudem – im Vergleich 
zur einfachen Fokusgruppe – immer wieder Bestätigungs- und Konsenszwischenschritte in die Debatte ein­
gefügt. 

Für die Praxis existieren Standards zur Kalkulation und Durchführung von Fokusgruppen-Dialogen. Ein wich­
tiger Kostenfaktor ist dabei die Nachbereitung der Gespräche, die sehr unterschiedlich ausfallen kann – je 
nachdem, ob Protokolle, Kurzberichte, Transkripte oder weitreichende Inhaltsanalysen angefertigt werden.

Nachteil des Fokusgruppen-Formats gegenüber un­
gleich aufwendigeren Beteiligungsformaten ist die star­
ke inhaltliche Steuerung des Dialogs durch die Organi­
sator:innen. Diese konzipieren die Stimuli, gestalten die 
Vorabinformation, nehmen die Ergebnisse der einzelnen 
Gruppen entgegen und interpretieren sie. Ein weiterer, 
vor allem demokratietheoretisch relevanter Nachteil des 
Formats besteht zudem in der geringeren Öffentlich­
keitswirksamkeit gegenüber anderen Beteiligungsver­

fahren wie dem Bürgerrat oder der Bürgerversammlung. 
Zwar ist zu erwarten, dass die Teilnehmenden eines Fo­
kusgruppen-Dialogs in ihrer Familie und ihrem Umfeld 
über die Gespräche reden, und es ist auch davon auszu­
gehen, dass das Dialogangebot der Kommune über die 
Presse bekannt gemacht wird; dass aber durch den Fo­
kusgruppen-Dialog ein Thema in die Debatten der brei­
ten Bevölkerung getragen werden würde, scheint eher 
unwahrscheinlich. 
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Im Erprobungsfall des acatech Projekts ging es we­
niger um lokale oder regionale Konflikte,  sondern 
um gesellschaftspolitisch relevante kommunale Auf- 
gaben. Beide Kommunen entschieden sich für Fokus­
gruppen nach jeweils unterschiedlichen Merkmalen bei 
der Zusammensetzung, sodass themenspezifische Her­
ausforderungen und Schwierigkeiten im Dialog heraus­
gearbeitet werden konnten. Im strengen Sinn der Defi­

nition handelte es sich nicht um Beteiligungsangebote 
bei konkret anstehenden, möglicherweise kontrovers 
diskutierten kommuna len Ent scheidungen. Es ging viel­
mehr um das Angebot, einen Dialog zu führen, dessen 
Ergebnisse gute Chancen haben, im weiteren Verlauf 
des jeweiligen Verwaltungshandelns dann auch umge­
setzt zu werden.
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den Partnerkommunen
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3.1	 Phasen und Meilensteine im Rückblick

4 |  Der Begriff „Prepper:in“ leitet sich aus dem Englischen von „to be prepared“ ab und bezeichnet Personen, die sich mittels individueller 

(Schutz-)Maßnahmen auf verschiedene Arten von Katastrophen vorbereiten. Personen, die sich dieser Gruppe zugehörig fühlen, nutzen  

die Bezeichnung auch für sich selbst (zum Beispiel das Prepper Netzwerk Deutschland). Im Volksmund ist der Begriff zum Teil negativ  

konnotiert und wird mit Menschen mit fatalistischer Weltanschauung in Verbindung gebracht. Im vorliegenden Bericht verwenden 

wir „Prepper:in“ ausschließlich als neutrale Bezeichnung für Personen mit einem starken Sicherheitsbedürfnis, die sich intensiv mit 

Katastrophen vorsorge beschäftigt und umfassend auf Katastrophen vorbereitet haben.

Wie in einem Akademieprojekt üblich, wurden gemein­
sam mit Expert:innen zunächst die anvisierten Themen­
felder analysiert und im vorliegenden Fall zudem ver­
schiedene Beteiligungs- und Dialogformate diskutiert. 
Anschließend konnten die Städte Wittenberge und 
Wuppertal für eine Kooperation gewonnen werden. 
Zusammen mit den städtischen Ansprechpartner:in­
nen wurden im nächsten Schritt die inhaltlichen Ziele 
des Projekts und die methodische Ausgestaltung der 
Bürgerdialoge erörtert und im Rahmen einer gemein­
samen Absichtserklärung jeweils vorläufig fixiert. Im 
Zentrum des Erkenntnisinteresses stand die Erhebung 
des vor Ort bestehenden Digitalisierungsbedarfs so­
wie der Chancen- und Risikowahrnehmung in der je- 
weiligen Kommune. Ausschlaggebend hierfür  waren 
die Sichtweisen verschiedener lokal relevanter An­
spruchsgruppen im gewählten Themenfeld. Das For­
mat der Fokusgruppe als Erhebungsinstrument  wurde 
 während dieser Projektphase festgelegt.

  Wittenberge: Vorgesehen waren drei Fokus­
gruppen mit Bürger:innen – junge Erwachsene (18–
24 Jahre), Erwachsene (25–54 Jahre) und Personen der 
Altersgruppe über 55 Jahre – sowie zwei Fokusgruppen 
mit Unternehmer:innen (innerstädtisches Gewerbe und 
überregionale Großbetriebe). 

  Wuppertal: Geplant wurde mit sechs Fokus gruppen 
für Bürger:innen, die nach ihrer  Ex pertise in Katastro­
phenvorsorge und (mutmaßlicher) Selbstschutz fähigkeit 
beziehungsweise Hilfebedürftigkeit einge teilt wurden. 
Hierzu zählten (1) Ehrenamtliche im Bevölkerungsschutz, 
(2) Personen mit mutmaßlich guter Selbstschutzfähig­

keit, (3–5) mutmaßlich vulner able Personen wie Allein­
erziehende, Eltern min der jähriger Kinder, Senior:innen, 
Personen mit Migra tionshintergrund und solche mit 
 körperlichen und/oder geistigen Beeinträchtigungen so­
wie (6) sicher heitsorientierte Personen (insbesondere 
sogenannte Prepper:innen4).

Die Dienstleistungsunternehmen zebralog (Wupper­
tal) und nexus (Wittenberge), die auf Kommunikati­
on und Beteiligung spezialisiert sind, wurden mit der 
Planung, Begleitung, Moderation und Dokumentati­
on der Bürgerdialoge beauftragt. Die Evaluation und  
Wirkungsmessung wiederum wurde für beide Kom­
munen an das Evaluationsinstitut evalux vergeben. 
Eine zentrale Grundlage für die Auftragsvergabe an 
die Dienstleister, welche die Bürgerdialoge durchführen 
sollten, waren umfassende Leistungsbeschreibungen. 
Die Basis dafür bildeten von acatech und den Stadt­
verwaltungen erarbeitete Konzepte. Die Angebote der 
schließlich ausgewählten Dienstleister bildeten zusam­
men mit den Leistungsbeschreibungen wiederum die 
Grundlage für Kick-off-Veranstaltungen, an denen die 
jeweils beteiligten Projektakteure teilnahmen. Während 
der folgenden, intensiven Phase der konkreten Planung 
und Durchführung der Fokusgruppengespräche trafen 
sich die Projektbeteiligten außerdem zu wöchentlich 
stattfindenden Jours fixes, um anstehende Aufgaben zu 
besprechen und offene Fragen zur Organisation zu klä­
ren. Gewählt wurde eine adaptive Organisation, sodass 
aktuelle Herausforderungen immer wieder berücksich­
tigt werden konnten. Die Phasen und Meilensteine der 
Fokusgruppen-Vorbereitung, -Durchführung und -Nach­
bereitung sind in Abbildung 1 dargestellt.
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Abbildung 1: Phasen und Meilensteine der Bürgerdialog-Projekte in Wittenberge und Wuppertal im Rückblick 
(Quelle: eigene Darstellung)
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3.2 Einladung und Auswahl der Teilnehmenden

Im Anschluss an die Kick-off-Termine legten die projekt­
beteiligten Akteure erste Termine für die anvisierten 
Fokusgruppengespräche fest, führten Maßnahmen zur 
Gewinnung der Teilnehmenden durch und setzten die 
Fokusgruppen entsprechend den vordefinierten Kriteri­
en zusammen. 

  Akquise der Teilnehmenden: Im Laufe der Pla­
nung entschieden sich die Projektbeteiligten, bei der 
An sprache mehrerer Zielgruppen verschiedene Kanäle 
zu kombinieren. Hierzu zählten insbesondere geeigne­
te  lokale Netzwerke (wie Vereine) und Multiplikator:in­
nen sowie eine Ansprache über die städtische Website, 
Soziale Medien (für Beispiele siehe Abbildung 2 und 
Abbildung 3), Tages- und Wochenzeitungen sowie Radio­
beiträge. 

Als Quelle der Bekanntmachung und Erstinforma­
tion diente für alle Zielgruppen ein  offizielles Ein- 
ladungsschreiben, in dem Ziel, Ablauf und Hinter­
gründe des jeweiligen Fokusgruppengesprächs erläu­
tert wurden. Das Einladungsmaterial umfasste ne­
ben dem Einladungsschreiben ein Informations- und 
Datenschutzblatt. Im Rahmen des Teilnehmenden-
Managements wurden Rückfragen, Zusagen und wei- 
tere Informationen zur jeweiligen Fokusgruppe telefo­
nisch oder per E-Mail entgegengenommen, beantwor­
tet und versendet. Für alle Fokusgruppen  wurde ge­
prüft, inwiefern ein finanzieller Anreiz für die Teil nahme 
(als Aufwandsentschädigung in Form eines Geldbetrags 
oder Gutscheins) angeboten werden  sollte. Zunächst 
wurde darauf verzichtet, in Fällen niedriger Anmelde­
zahlen wurde dieser Anreiz nachträglich ergänzt und 
beworben.

Abbildung 2 (links): Werbebanner für die Fokusgruppe Menschen mit Migrationshintergrund auf Facebook;  
vermittelt über den Kanal des Wuppertaler Smart City Competence Center (hier ohne Begleittext dargestellt;  
Quelle: Stadt Wuppertal)

Abbildung 3 (rechts): Werbebanner für die Fokusgruppen mit Wittenberger Bürger:innen auf Facebook; vermittelt 
über den Kanal der Stadtverwaltung (hier ohne Begleittext dargestellt; Quelle: Stadt Wittenberge)
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  Zusammenstellung der Fokusgruppen: Interessier­
te Personen konnten sich für eine Teilnahme telefo­
nisch, postalisch oder per Onlineformular voranmelden. 
Die Interessierten wurden bei dieser Voranmeldung ge­
beten, persönliche Informationen zur Kontaktierung, 
aber auch soziodemografische Daten wie die Zuord­
nung zur entsprechenden Altersgruppe, ihren höchs­
ten Schul-/Bildungsabschluss sowie in Wuppertal ge­
gebenenfalls vorhandene Behinderungen und einen 
etwaigen Migrationshintergrund anzugeben. Die Grup­
pen wurden zunächst nach vorab festgelegten gemein­
samen Merkmalen (zum Beispiel dieselbe Alterskate­
gorie) und anschließend auf der zweiten Ebene nach 
heterogenen Merkmalen zusammengestellt (zum Bei­
spiel Geschlechterparität), sodass auch innerhalb einer 
gruppenspezifischen Gemeinsamkeit unterschiedliche 
Wahrnehmungen und Meinungen erfasst werden konn­
ten. Nach Ablauf der Voranmeldefrist wurden die Teil­
nehmenden schließlich zu Gruppen zusammengeführt. 
Grundsätzlich wurde für alle Fokusgruppen auf eine 
geschlechterparitätische Zusammensetzung und eine 
breite Altersverteilung – innerhalb der gesetzten Gren­
zen – Wert gelegt. Der Anspruch an eine soziodemo­
grafische Idealbesetzung konnte in der Praxis aufgrund 
niedriger Anmeldezahlen und kurzfristiger Absagen, die 
eine Nachbesetzung über die Warteliste erforderten, 
 allerdings nicht für alle Fokusgruppen vollständig er­
füllt werden.

5 |  Telefonische Nachfragen bei den eingeladenen Unternehmen und Gewerbetreibenden ergaben, dass die betreffenden Personen entweder 

aus zeitlichen Gründen nicht an der Veranstaltung teilnehmen konnten oder keine Notwendigkeit für eine Beschäftigung mit dem  

Thema sahen.

  Fristen und Zeitpläne als Herausforderung: 
Für verschiedene Fokusgruppen konnten innerhalb 
der vorgesehenen (engen) zeitlichen Fristen nicht ge­
nügend Interessierte gewonnen werden. In der Folge  
wurde die ursprüngliche Planung angepasst. So mussten  
die beiden geplanten Fokusgruppen für Unternehmen 
in Wittenberge aufgrund geringer Anmeldezahlen zu­
sammengelegt werden.5 In Wuppertal erwies sich wie­
derum die Gewinnung von Menschen mit Migrations- 
hintergrund und von sicherheitsorientierten Personen 
(insbesondere Prepper:innen) als schwierig. Da letzt­
lich keine sicherheitsorientierten Personen gewonnen 
werden konnten, wurde diese Fokusgruppe gestrichen. 
Die Gruppendiskussion für Personen mit Migrationshin­
tergrund wurde schlussendlich mit nur drei Teilnehmen­
den durchgeführt.

  Soziodemografisches Profil der Fokusgruppen: 
Insgesamt ergab sich über alle Fokusgruppen hinweg 
in beiden Kommunen ein ausgewogenes Geschlechter­
verhältnis (16 weibliche und 18 männliche Personen in 
Wittenberge, 17 weibliche und 18 männliche Personen 
in Wuppertal). Tabelle 1 gibt einen Überblick über die 
Rahmendaten der Fokusgruppen in beiden Kommunen.
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3.3 Durchführung der Fokusgruppengespräche

6 |  Für einen kommunenübergreifenden Vergleich hatte acatech ursprünglich vorgesehen, die Auswertungskategorien in beiden Kommunen 

anzuwenden. Im Grundsatz eigneten sich die allgemeinen Kategorien auch für beide Fallbeispiele; für die Fokusgruppen in Wuppertal wur­

de im Projektverlauf allerdings ersichtlich, dass andere Begriffe ein intuitiveres Verstehen aufseiten der Teilnehmenden ermöglichten. Daher 

orientierte sich das Programm der Fokusgruppen hier an leicht modifizierten beziehungsweise konkreteren Kategorien (Wissen,  

Rolle, Vorsorge, Verhalten, Informationen, Chancen und Risiken der Digitalisierung).

Die Treffen der Fokusgruppen fanden als circa dreistün­
dige Abendveranstaltungen statt. Sie waren als Prä­
senzveranstaltung geplant, wurden bei etwaigen Ein­
schränkungen von Teilnehmenden jedoch auch virtuell 
beziehungsweise hybrid durchgeführt.

Die Moderator:innen der Dienstleister (nexus und  
zebralog) und die Ansprechpartner:innen der Stadt­
verwaltungen führten in das jeweilige Thema ein und 
erläuterten den Ablauf des Fokusgruppengesprächs. 
Die Teilnehmenden wurden anschließend gebeten, sich 
vorzustellen und zu benennen, was Digitalisierung für 
sie bedeutet, um sie gedanklich auf das Thema einzu­
stimmen. Im Anschluss hielt eine lokale Expertin bezie­
hungsweise ein Experte im jeweiligen Themenfeld ei­
nen kurzen Vortrag zu Stand und Ausblick analoger und 
digitaler Verwaltungsdienstleistungen in Wittenberge 
beziehungsweise zum Bevölkerungsschutz in Wuppertal 
(Stimulus). Auf diese Weise sollte sichergestellt werden, 
dass sich alle Teilnehmenden auf einem ähnlichen Wis­
sensstand befinden würden, um im Anschluss informier­
te Gruppengespräche führen zu können.

Das weitere Programm orientierte sich am jeweiligen 
Erkenntnisinteresse der beiden Stadtverwaltungen, wo­

bei allgemeine und spezifische Meinungen und Bedarfe 
der Zielgruppen in Erfahrung gebracht werden sollten. 
Dabei interessierten zunächst die vorhandenen Kennt­
nisse der Teilnehmenden und ihre Selbstwahrnehmung 
(insbesondere das Verständnis der eigenen Rolle) im je­
weiligen Themenfeld. Darauf aufbauend wurde über 
die Vorstellungen der Teilnehmenden zum Nutzen von 
Digitalisierungsmaßnahmen sowie über Bedenken und 
Hürden gesprochen. Aus diesen Überlegungen leite­
ten die Teilnehmenden wiederum ihre Anforderungen 
an die Angebote ab (Wünsche, Anliegen und Bedarfe). 
Abschließend priorisierten die Teilnehmenden ihre An­
forderungen. Für diese Punkte, die zugleich die Auswer­
tungskategorien bildeten, hatten die Dienstleister Leit­
fragen entwickelt, deren Eignung für alle Fokusgruppen 
geprüft und die bei Bedarf in der Formulierung und 
der Reihenfolge ihrer Behandlung zielgruppenspezi­
fisch angepasst worden waren.6 Tabelle 2 und Tabelle 3 
zeigen beispielhaft realisierte Abläufe der Fokusgrup­
pengespräche aus Wittenberge und Wuppertal. Be­
sonderheiten der jeweiligen Gestaltung in den beiden 
Kommunen erläutert Textbox 3. Bei Veranstaltungsen­
de erhielten die Teilnehmenden zudem die Möglichkeit, 
bei Interesse am Ergebnisbericht ihrer Fokusgruppe ihre 
Kontaktdaten zu hinterlassen.
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Legende: w = weiblich | m = männlich 

Fokusgruppe Zielgruppe Charakterisierung (real) Termin
Teilneh­
mende

Interes­
sensbe-
kundung

Sampling
Durch­
führung

Geschlecht Alter

(1) Junge  
Erwachsene

16- bis 24-Jährige  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

29.11.2022 11 17
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Lehrer­
kollegien in allgemeinbildenden Schulen und Berufsschulen), 
über Soziale Medien (Facebook) sowie über Presse und Radio

Präsenz 8 w / 3 m 16 bis 25 Jahre

(2) Erwach sene
25- bis 54-Jährige  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

24.11.2022 8 10
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wohl­
fahrtsverbände, Stadt-Komplizen7), über Soziale Medien 
(Facebook) sowie über Zeitung und Radio

Präsenz 3 w / 5 m 31 bis 54 Jahre

(3) Altersgruppe 
55+

Menschen ab 55 Jahren  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

25.11.2022 9 9
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wohl­
fahrtsverbände, Seniorenbeirat, Stadt-Komplizen), über 
 Soziale Medien (Facebook) und über Zeitung und Radio

Präsenz 4 w / 5 m nicht erfasst

(4) Wirtschaft und 
Gewerbe

Innerstädtische Gewerbe und über­
regionale Unternehmen

Entsprechend Zielgruppe 12.01.2023 6 6

Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wirt­
schaftsförderung/Technologie- und Gewerbezentrum/TGZ,  
Wittenberger Interessenring und elblandwerker*8),  
über postalische Einladung und telefonische Nachfrage

Präsenz 1 w / 5 m nicht erfasst

(1) Ehrenamtliche 
Helfer:innen

Ehrenamtliche im Katas trophen schutz 
(freiwillige Feuerwehr, …)

Freiwillige Helfer:innen bis hin zu Teamleiter:innen aus 
verschiedenen Hilfsorganisationen (Johanniter, Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, Deutsches Rotes Kreuz, 
Technisches Hilfswerk, Arbeiter-Samariter-Bund, Malteser)

29.11.2022 11 16 Ansprache über Multiplikator (Feuerwehr Wuppertal) Präsenz 3 w / 9 m 20 bis 47 Jahre

(2) Personen mit 
guter Selbstschutz­
fähigkeit

Gesunde Singles/Paare mittleren  
Alters (20–65 Jahre), Eltern von  
Kindern ab 14 Jahren; in der eigenen 
Wahrnehmung gute Fähigkeit zum 
Selbstschutz (Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe 07.12.2022 8 24
2.000 postalische Einladungen an zufällig ausgewählte 
Wuppertaler Haushalte (Zufallsstichprobe basierend auf 
Daten des Einwohnermeldeamts)9

Präsenz 3 w / 5 m 30 bis 60 Jahre

(3) Schutz- und  
Hilfebedürftige A

Alleinerziehende und Familien mit 
Kindern im Kindergarten- und Grund­
schulalter sowie alleinlebende Ältere 
(Privatpersonen)

Mitglieder, Mitarbeitende oder leitende Mitarbeitende 
verschiedener in Wuppertal ansässiger Organisationen 
und Einrichtungen im Bereich Senior:innen, Kinder und 
Alleinerziehende (Alleinerziehendentreff, Seniorenbeirat, 
Kinder- und Jugendamt)

06.12.2022 6 11
E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren  
(Vereine für Alleinerziehende, Betreuungseinrichtungen 
für Senior:innen)

Hybrid 4 w / 2 m 22 bis 65 Jahre

(4) Schutz- und  
Hilfebedürftige B

Menschen mit Migrationshintergrund 
(Privatpersonen)

Leitungspersonen des kommunalen Integrationszentrums 
und des Vereins Decolonize Wuppertal

09.02.2023 3 3

E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren (Verantwortliche 
für Integrationsthemen bei der Stadt Wuppertal, Vor­
sitzende von Vereinen migrantischer/postmigrantischer 
Selbstorganisation wie Kulturvereinen), Posts in Sozialen 
Netzwerken

Virtuell 3 w Keine Angabe

(5) Schutz- und  
Hilfebedürftige C

Menschen mit körperlichen und/oder 
geistigen Beeinträchtigungen (Privat­
personen und Multiplikator:innen)

Repräsentant:innen verschiedener in Wuppertal an­
sässiger Organisationen und Vereine mit Beeinträch­
tigungsbezug (Deutscher Schwerhörigenbund, Beirat  
der Menschen mit Behinderung, Behindert – na und?,  
Diakonie Wuppertal); Großteil der Teilnehmer:innen  
ohne körperliche oder geistige Beeinträchtigung10 

31.01.2023 6 7
E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren (Vereine und 
Einrichtungen in Wuppertal für Menschen mit Behinde­
rung(en), Inklusionsbeauftragte der Stadt Wuppertal)

Hybrid 4 w / 2 m 31 bis 68 Jahre

Tabelle 1: Rahmendaten der Fokusgruppen in Wittenberge und Wuppertal  
(Quellen: eigene Darstellung basierend auf nexus 2023a und zebralog 2023a)

7 

8 

9 

10 
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7 | � Die Stadt-Komplizen ist der Name eines Beteiligungsprozessformats der Städte Perleberg und Wittenberge, bei dem Bürger:innen die Innenstädte politisch mitgestalten konnten.

8 |  elblandwerker* ist laut Selbstbezeichnung eine „Kooperative für Arbeit, Leben und Wandel in der Prignitz“, die das Leben dort auf verschiedenen Ebenen mitgestalten möchte.

9 | � Die Originalformulierung in der Einladung lautete: „Aktuell suchen wir für unsere Diskussionsrunden Bürger:innen, die folgende Kriterien erfüllen: (1) Sie (im Alter von  

20–65 Jahren) sind Single oder leben mit Ihrem Partner oder Ihrer Familie (Kinder im Alter von 14+) zusammen und (2) Sie glauben, dass Sie über ein Einkommen verfügen,  

welches es Ihnen ermöglicht, bei Bedarf für den Krisenfall vorzusorgen und (3) Sie halten sich für kompetent, im Krisenfall eigenständig zu handeln und Ihre Sicherheit  

und gegebenenfalls die Ihrer Familie zu schützen. Gleichzeitig halten Sie sich jedoch für den spontan eintretenden Krisenfall (zum Beispiel Flut) für nicht gut vorbereitet.“

10 | � Die Art der Beeinträchtigung wurde im Vorfeld nicht dokumentiert. Im Rahmen der Diskussion wurde erläutert, dass eine Teilnehmerin schwerhörig  

war und ein Teilnehmer eine Gehbeeinträchtigung hatte. Eine Teilnehmerin kam als Begleitung für eine andere mit Beeinträchtigung. 

Fokusgruppe Zielgruppe Charakterisierung (real) Termin
Teilneh­
mende

Interes­
sensbe-
kundung

Sampling
Durch­
führung

Geschlecht Alter

(1) Junge  
Erwachsene

16- bis 24-Jährige  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

29.11.2022 11 17
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Lehrer­
kollegien in allgemeinbildenden Schulen und Berufsschulen), 
über Soziale Medien (Facebook) sowie über Presse und Radio

Präsenz 8 w / 3 m 16 bis 25 Jahre

(2) Erwach sene
25- bis 54-Jährige  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

24.11.2022 8 10
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wohl­
fahrtsverbände, Stadt-Komplizen7), über Soziale Medien 
(Facebook) sowie über Zeitung und Radio

Präsenz 3 w / 5 m 31 bis 54 Jahre

(3) Altersgruppe 
55+

Menschen ab 55 Jahren  
(Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe; Einladung schloss Verwaltungs­
mitarbeitende ein

25.11.2022 9 9
Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wohl­
fahrtsverbände, Seniorenbeirat, Stadt-Komplizen), über 
 Soziale Medien (Facebook) und über Zeitung und Radio

Präsenz 4 w / 5 m nicht erfasst

(4) Wirtschaft und 
Gewerbe

Innerstädtische Gewerbe und über­
regionale Unternehmen

Entsprechend Zielgruppe 12.01.2023 6 6

Ansprache über Netzwerke und Multiplikator:innen (Wirt­
schaftsförderung/Technologie- und Gewerbezentrum/TGZ,  
Wittenberger Interessenring und elblandwerker*8),  
über postalische Einladung und telefonische Nachfrage

Präsenz 1 w / 5 m nicht erfasst

(1) Ehrenamtliche 
Helfer:innen

Ehrenamtliche im Katas trophen schutz 
(freiwillige Feuerwehr, …)

Freiwillige Helfer:innen bis hin zu Teamleiter:innen aus 
verschiedenen Hilfsorganisationen (Johanniter, Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, Deutsches Rotes Kreuz, 
Technisches Hilfswerk, Arbeiter-Samariter-Bund, Malteser)

29.11.2022 11 16 Ansprache über Multiplikator (Feuerwehr Wuppertal) Präsenz 3 w / 9 m 20 bis 47 Jahre

(2) Personen mit 
guter Selbstschutz­
fähigkeit

Gesunde Singles/Paare mittleren  
Alters (20–65 Jahre), Eltern von  
Kindern ab 14 Jahren; in der eigenen 
Wahrnehmung gute Fähigkeit zum 
Selbstschutz (Privatpersonen)

Entsprechend Zielgruppe 07.12.2022 8 24
2.000 postalische Einladungen an zufällig ausgewählte 
Wuppertaler Haushalte (Zufallsstichprobe basierend auf 
Daten des Einwohnermeldeamts)9

Präsenz 3 w / 5 m 30 bis 60 Jahre

(3) Schutz- und  
Hilfebedürftige A

Alleinerziehende und Familien mit 
Kindern im Kindergarten- und Grund­
schulalter sowie alleinlebende Ältere 
(Privatpersonen)

Mitglieder, Mitarbeitende oder leitende Mitarbeitende 
verschiedener in Wuppertal ansässiger Organisationen 
und Einrichtungen im Bereich Senior:innen, Kinder und 
Alleinerziehende (Alleinerziehendentreff, Seniorenbeirat, 
Kinder- und Jugendamt)

06.12.2022 6 11
E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren  
(Vereine für Alleinerziehende, Betreuungseinrichtungen 
für Senior:innen)

Hybrid 4 w / 2 m 22 bis 65 Jahre

(4) Schutz- und  
Hilfebedürftige B

Menschen mit Migrationshintergrund 
(Privatpersonen)

Leitungspersonen des kommunalen Integrationszentrums 
und des Vereins Decolonize Wuppertal

09.02.2023 3 3

E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren (Verantwortliche 
für Integrationsthemen bei der Stadt Wuppertal, Vor­
sitzende von Vereinen migrantischer/postmigrantischer 
Selbstorganisation wie Kulturvereinen), Posts in Sozialen 
Netzwerken

Virtuell 3 w Keine Angabe

(5) Schutz- und  
Hilfebedürftige C

Menschen mit körperlichen und/oder 
geistigen Beeinträchtigungen (Privat­
personen und Multiplikator:innen)

Repräsentant:innen verschiedener in Wuppertal an­
sässiger Organisationen und Vereine mit Beeinträch­
tigungsbezug (Deutscher Schwerhörigenbund, Beirat  
der Menschen mit Behinderung, Behindert – na und?,  
Diakonie Wuppertal); Großteil der Teilnehmer:innen  
ohne körperliche oder geistige Beeinträchtigung10 

31.01.2023 6 7
E-Mail-Einladungen über Multiplikatoren (Vereine und 
Einrichtungen in Wuppertal für Menschen mit Behinde­
rung(en), Inklusionsbeauftragte der Stadt Wuppertal)

Hybrid 4 w / 2 m 31 bis 68 Jahre
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11 

Uhrzeit Programmpunkt

16:00
Begrüßung durch nexus, thematische Einführung in die Veranstaltung und Erläuterung der 
 Gesprächsregeln11 
Grußwort und Themeninput durch Digitalbeauftragte (Stadtverwaltung Wittenberge)

16:10
Vorstellungsrunde, Formulierung eigener Erwartungen an die Veranstaltung und themen­
bezogenes Statement („Digitalisierung bedeutet für mich…“) durch Teilnehmende

16:20

Block 1: Erfahrungen, Vorkenntnisse und Wünsche (Gruppendiskussion)
	� Was für Erfahrungen haben Sie mit digitalen Angeboten gemacht?
	� Welche digitalen Angebote und Verwaltungsleistungen wünschen Sie sich von der 

 Stadtverwaltung?

17:20 Pause

17:35

Block 2: Herausforderungen und Anforderungen bei der Umsetzung 
(Gruppendiskussion und Kleingruppenarbeit)
	� Was spricht aus Ihrer Sicht für oder gegen die Nutzung von digitalen Verwaltungsangeboten?
	� Welche Herausforderungen sehen Sie bei der Umsetzung der von Ihnen gewünschten 

 Angebote?
	� Was könnte Sie persönlich an der Nutzung hindern?
	� Wie müssten Online-Dienste gestaltet und umgesetzt sein, damit Sie eine Verwaltungsleistung 

online nutzen?
	� Was macht Ihrer Meinung nach Online-Dienste attraktiv?
	� Wie kann die Stadtverwaltung die Nutzung erleichtern?
	� Wie sieht an einem Beispiel Ihrer Wahl die ideale digitale Verwaltung der Zukunft in 

 Wittenberge aus?

18:20

Priorisierung von Handlungsempfehlungen
	� Was ist besonders wichtig?
	� Welche dieser besprochenen Aspekte oder Leistungen sind Ihrer Meinung nach für die Um­

setzung der Digitalisierung von Verwaltungsangeboten besonders wichtig und sollten von  
der Stadtverwaltung Wittenberge auf jeden Fall berücksichtigt werden?

18:35
Ausblick und Abschlussblitzlicht
	� Was nehmen Sie aus der Veranstaltung mit?

19:00
Ende der Veranstaltung
Einladung zum gemeinsamen Ausklang

Tabelle 2: Exemplarischer Ablauf eines Fokusgruppengesprächs in Wittenberge  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf nexus 2023a)

11 | � Die Teilnehmenden werden über wesentliche Gesprächsregeln informiert und durch die Moderation dazu angehalten, diese im Sinne eines 

ausgewogenen und sachlichen Austauschs einzuhalten. Hierzu zählen: (1) Wir respektieren und wertschätzen die Meinungen aller  Personen. 

(2) Wir hören einander zu und lassen uns gegenseitig ausreden. (3) Wir fragen nach, wenn wir etwas nicht verstanden haben.  

(4) Wir halten uns kurz, damit alle zu Wort kommen. (5) Bevor eine Person das zweite Mal spricht, haben alle einmal gesprochen.
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Tabelle 3: Exemplarischer Ablauf eines Fokusgruppengesprächs in Wuppertal  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf zebralog 2023a)

Uhrzeit Programmpunkt

17:00 Begrüßung durch zebralog und die Stadt Wuppertal

17:10 Kennenlernen / themenbezogenes Statement („Digitalisierung bedeutet für mich…“)

17:30
Impulsvortrag „Katastrophenschutz der Stadt Wuppertal“ durch Vertreter der Wuppertaler Feuer­
wehr und Möglichkeit für Rückfragen

17:50 Thema Wissen: Wissen Sie, was im Katastrophenfall zu tun ist?

18:05 Thema Rolle: Sehen Sie sich in erster Linie als Person, die hilft, oder als Person, der geholfen wird?

18:20 Pause

18:30 Thema Vorsorge: Inwiefern haben Sie sich auf Katastrophen vorbereitet?

18:45
Thema Verhalten: Wie würden Sie sich im Katastrophenfall verhalten? Welche speziellen Bedürf­
nisse könnten Sie im Katastrophenfall haben?

19:00
Thema Informationen: Welche Informationen benötigen Sie, um sich gut vorbereiten und im 
Ernstfall gut reagieren zu können? Wie könnten Sie digitale Hilfsmittel dabei unterstützen?

19:15
Thema Digitalisierung: Welche Chancen oder Risiken sehen Sie beim Einsatz digitaler Helfer:innen 
im Katastrophenschutz?

19:30 Ergänzung: Was ist noch nicht zur Sprache gekommen?

19:40 Erkenntnisse: Was nehmen Sie aus dem heutigen Workshop mit?

20:00 Ende der Veranstaltung
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Textbox 3: Besonderheiten der Fokusgruppen-Gestaltung in den beiden Partnerkommunen

Wittenberge: Alle Fokusgruppengespräche fanden in Präsenz statt. Der Stimulus wurde jeweils durch die Di­
gitalbeauftragte der Stadt gesetzt. Bei den Bürger-Fokusgruppen wurde der aktuelle Stand der Verwaltungs­
digitalisierung nur in groben Zügen erläutert; denn die Stadtverwaltung interessierte sich für den Stand des 
Vorwissens der Teilnehmenden, und es bestanden Bedenken, die Diskussion könne durch ein hohes Maß an 
Vorabinformation verzerrt werden. Bei den Unternehmer:innen konnte dagegen ein höheres Maß an Vorwis­
sen und Erfahrungen vorausgesetzt werden. Der Stimulus für diese Gruppe war daher umfassender und wur­
de vertiefend auf die Belange der Zielgruppe zugeschnitten. Bei den Bürger-Fokusgruppen wechselten sich 
zudem Gruppendiskussionen und (kreative) Kleingruppenarbeit ab, während die Fokusgruppe der Unterneh­
mer:innen ausschließlich im Plenum durchgeführt wurde. Die Priorisierung von Bedarfen am Ende der Sitzun­
gen wurde bei allen Fokusgruppen methodisch unterstützt: Nach Sammlung der zentralen Bedarfe und Maß­
nahmen an Pinnwänden konnten die Teilnehmenden eine begrenzte Anzahl an Punkten entsprechend ihren 
Präferenzen vergeben.

Wuppertal: Die Fokusgruppen wechselten je nach Teilnehmerzahl und Mobilitätseinschränkung zwischen 
Präsenz, virtueller Sitzung und hybrider Veranstaltung. Der Stimulus durch Vertreter der Feuerwehr  führte et­
was umfassender in die Grundlagen des Bevölkerungsschutzes ein, um in allen Gruppen eine trag fähige Dis­
kussionsgrundlage zu schaffen. Insbesondere die Leitfragen für die Fokusgruppe der freiwilligen Helfer:innen 
unterschieden sich aufgrund des größeren Vorwissens der Teilnehmenden von den anderen Programmen. 
Alle Sitzungen wurden zudem vollständig als Gruppendiskussion durchgeführt. Die Priorisierung von Bedar­
fen basierte ausschließlich auf Äußerungen der Teilnehmenden.

3.4	 Aufzeichnung und Dokumentation

12 | � In der Regel werden Beteiligungsprojekte mit geringerem Aufwand dokumentiert. Oft genügt die Erstellung eines Ergebnisberichts  

basierend auf einem Gedächtnisprotokoll oder einer Fotodokumentation (zum Beispiel Ergebnisse auf Pinnwänden). Die  umfangreiche  

Dokumentation in Wittenberge und Wuppertal verfolgte zusätzlich den Zweck, den Prozess der Meinungsbildung der Fokusgruppen- 

Teilnehmenden im Kontext der Gruppendiskussionen nachzuvollziehen. Hierfür waren die Transkripte erforderlich.

Die Gespräche in den Fokusgruppen wurden für die wei­
tere Verarbeitung und Analyse akustisch aufgezeich­
net und mithilfe geeigneter Software transkribiert. Die 
Transkripte wurden anschließend manuell geprüft. Zur 
Wahrung des Datenschutzes wurden die Transkripte 
beziehungsweise die personenbezogenen Informatio­
nen anonymisiert, sodass kein Rückschluss auf Indivi­
duen gezogen werden kann. Neben der Aufzeichnung 
der Diskussionen mit einem Aufnahmegerät wurden 
diese auch mithilfe eines Gesprächs-  beziehungsweise 
Beobachtungsprotokolls dokumentiert. Hierbei  wurden 
themenbezogene Aus sagen der Teilnehmenden  sowie  
Besonderheiten im Sprechverhalten und  solche der  
Gruppendynamik erfasst. Zudem wurden die Sit zungen 
fotografisch dokumentiert. Eine Zustimmung zu den 

verschiedenen Aufzeichnungen wurde im Vor feld 
der Veranstaltungen von den Teilnehmenden einge­
holt. Die Dokumentationen dienten den Beteiligungs­
dienstleistern im Anschluss an die Durchführung der 
Fokusgruppen gespräche als Grundlage für die Erstel­
lung von Ergebnis- und Auswertungsberichten.12 Die 
Struktur  dieser Berichte orientierte sich an den jeweili­
gen Auswer tungskategorien. Für die inhaltliche Aus­
wertung der geäußerten Bedarfe in den beiden Kom­
munen wurden die Aussagen der Teilnehmenden dabei 
zunächst kodiert, das heißt nach definierten Regeln ver­
schiedenen Unterkategorien der Auswertungskatego­
rien zugeordnet (Mehrfachzuordnung möglich). Die Re­
geln wurden vor der Analyse entwickelt und im Laufe 
der Auswertung um weitere Subkategorien ergänzt.
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3.5	 Evaluation und Wirkungsmessung

13 |  Vgl. acatech 2024, nexus 2023b, zebralog 2023b.

Die Bürgerdialoge und ihre Effekte wurden durch eva­
lux, einen Dienstleister für Evaluation und wissen­
schaftliche Analyse, evaluiert und gemessen. Das Ziel 
bestand darin, Erkenntnisse für die erfolgreiche Ge­
staltung zu  künftiger Dialogprozesse zu gewinnen. Auf­
grund der begrenzten Projektlaufzeit waren nur kurzfris­
tige Wir kungen erfassbar. Das Konzept zur Erfassung 
der Wirkungen schloss dabei eine Vielzahl von Stakehol­
dern ein, umfasste verschiedene Wirkungskategorien 
und differenzierte zudem die Methoden zur Datenerfas­
sung und -analyse (siehe Tabelle 4).

Erster Ansatzpunkt für Evaluation und Wirkungsmessung 
waren die direkten Wirkungen bei den Fokusgruppen-
Teilnehmenden. Dazu wurden die Teilnehmenden vor 
und nach der jeweiligen Fokusgruppensitzung gebe­
ten, kurze Evaluationsfragebögen auszufüllen. Nach 
Abschluss der Fokusgruppen-Phase widmete sich evalux 
zunehmend anderen Akteurs- und Anspruchsgruppen 
(Stadtverwaltung, Lokalpolitik, Presse/Medien, Bevöl­
kerung und weitere lokale Stakeholder), bei denen indi­
rekte Wirkungen der Fokusgruppen-Arbeit (zum Beispiel 
Meinungsbildungseffekte und Handlungsabsichten) auf ­
getreten sein könnten. Für beide Kommunen ermittel­
te evalux durch eine Umfeldanalyse zu diesem Zweck 
mögliche Adressat:innen der Ergebnisse des jeweiligen 
Bürgerdialogs.

Das Vorgehen wurde auf die jeweilige Situation in den 
Partnerkommunen angepasst. In Wuppertal  ergänzten 
die Fokusgruppen die sich in Entwicklung befindli­
che Smart-City-Strategie. Die Stadtverwaltung hat aus­

schließlich allgemein zur Smart-City-Strategie berichtet. 
Für mögliche Wirkungen in der Bevölkerung (über die 
Fokusgruppen-Teilnehmenden hinaus) wäre allerdings 
eine separate und ausführliche Berichterstattung über 
die Fokusgruppen notwendig gewesen. Daher wurden 
Presse beziehungsweise Medien und Bevölkerung nicht 
in die Wirkungsmessung einbezogen. 

Der Meinungsbildungseffekt der Diskussionen in den  
Fokusgruppensitzungen auf die Teilnehmenden wurde 
in Form von Konversationsanalysen in umfangreichen 
Einzelstudien beleuchtet, die von den Dienstleistern ne­
xus und zebralog auf Basis der aufgezeichneten Gesprä­
che erarbeitet worden sind.13 Die Unterstützung ausge­
wogener und sachgerechter Meinungsbildung  einerseits 
und deren parallele Analyse andererseits waren auf­
grund der Zielsetzung des acatech Projekts von beson­
derem, übergeordnetem Interesse. Die Dienstleister 
wendeten zwei verschiedene Methoden an, um zu zei­
gen, wie sich im Laufe der Gespräche die Meinungsbil­
dung vollzogen hatte und ob es hier eventuell zu beson­
derer Einflussnahme durch einzelne Teilnehmer:innen 
gekommen war. Für den Bürger dialog in Wittenberge 
wurde anhand qualitativer Ge  sprächssequenzen zudem 
untersucht, ob geschlechts- oder interaktionstypenspe­
zifische Einflüsse wirksam gewesen waren und ob ein 
vorhandener oder behaupteter Expertenstatus zu mehr 
Einfluss geführt haben  könnte. Für Wuppertal wurde 
dagegen quantitativ, mittels Zählung von aussagekräf­
tigen Wortäußerungen und Redeanteilen untersucht, 
ob Sachverhalte im Verlauf des Gesprächs differenzier­
ter behandelt worden waren oder nicht.
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Gruppe Untersuchte Wirkungen Erhebung
Witten-
berge

Wupper- 
tal

Fokusgruppen- 
Teilnehmende

	� Zufriedenheit mit Veranstaltung
	� Meinungsbildungseffekte  

(Neubildung und Änderung)

	� Fragebögen  
(vorher/nachher)

	� Kurzinterviews
	� Konversations­

analysen

X X

Kommunal­
politik und 
-verwaltung

	� Rezeption und Bewertung  
der Ergebnisse (Nützlichkeit, 
Umsetzbarkeit)

	� Abgeleitete Handlungs­
absichten

	� Interviews
	� Begleitende 

 Beobachtungen
X X

Presse /  
Medien

	� Bewertung der städtischen 
Presseberichte

	� Umfang und Tonalität der 
 medialen Berichterstattung

	� Dokumentenanalyse
	� Interviews mit Lokal­

redaktionen
X –

Bevölkerung

	� Kenntnis über Fokusgruppen-
Durchführung

	� Legitimitätsempfinden bezüglich 
Prozess und Ergebnisse

	� Meinungsbildungseffekte

	� Online-Umfrage
	� Kurzinterviews

X –

Weitere  
Stakeholder

	� Wittenberge: beispiels­
weise nicht an Fokusgruppen 
 beteiligte Wirtschaftsunter­
nehmen

	� Wuppertal: beispielsweise 
 professionelle Katastrophen­
schützer:innen

	� Fragebögen
	� Interviews

X X

Tabelle 4: Evaluation und Wirkungsmessung der Bürgerdialoge  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf evalux 2023)
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4	� Ergebnisse des  
Bürgerdialogprojekts

DIGITALISIERUNG
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4.1	 Wittenberge

4.1.1	� Inhaltliche Ergebnisse der Arbeit  
in den Fokusgruppen

Für die Leitfragen zur Digitalisierung der Verwaltung in 
Wittenberge ergab sich ein umfangreiches Spektrum an 
Antworten. Die Analyse der Gespräche durch nexus an­
hand der Auswertungskategorien führte zu einer aus­
führlichen Themenlandkarte (siehe Abbildung 4). Als 
zentrale Ansichten und Meinungen wurden fokusgrup­
penübergreifend identifiziert:

Kenntnisse | Die Teilnehmenden der Fokusgruppen 
schilderten auf der Basis ihrer Vorkenntnisse ihre bishe­
rigen Erfahrungen mit digitalen Angeboten der Stadt­
verwaltung Wittenberge, erwähnten Erfahrungen mit 
digitalen Angeboten anderer Akteure und stellten inter­
nationale Vergleiche zur Digitalisierung an. Aufgrund 
mangelnder Berührungspunkte im alltäglichen Leben 
und angesichts der wenigen Anlässe für einen Kontakt 
mit den kommunalen Behörden existierten kaum Erfah­
rungen mit dem Online-Angebot der Stadtverwaltung. 
Eine bereits vorhandene digitale Plattform für die Mel­
dung von kommunalen Infrastrukturproblemen in Bran­
denburg, die bislang nur webbasiert nutzbar ist, war 
nur wenigen Personen zuvor bekannt gewesen, stieß 
aber nach ihrer Präsentation im Plenum dort auf posi­
tive Resonanz. In der Gesamtschau der Fokusgruppen 
zeigten sich sowohl positive Erfahrungen mit digitalen 
Angeboten (zum Beispiel bei der Anmeldung von Sperr­
müll, dem Abruf von Bebauungsplänen und Informa­
tionen zu Veranstaltungen auf der städtischen Website) 
als auch kritische Erfahrungen, unter anderem wegen 
komplizierter Formulare und Verfahren sowie infolge 
fehlender Digitalkompetenz bei einzelnen Teilnehmen­
den oder aufgrund unzureichender behördenübergrei­
fender Zusammenarbeit. Grundlegende -digitale Er­
fahrungen werden den Gruppengesprächen zufolge im 
Alltag vorwiegend mit anderen Akteuren beziehungs­
weise Anwendungen gesammelt, so beispielsweise bei 
der Eröffnung eines digitalen Bankkontos, bei der Nut­
zung der Deutsche-Bahn-App oder über die Kalender­
funktionen des eigenen Smartphones. An diesen (oft 

positiven) Erfahrungen wird offenbar auch die Digita­
lisierung von Verwaltungsleistungen meist gemessen. 
Zudem verglichen einzelne Teilnehmende die Digitali­
sierung in Deutschland mit dem Fortschritt anderswo 
und sahen andere europäische sowie weitere Länder als 
Vorreiter bei der Digitalisierung.

Verständnis und Nutzenvorstellung | In erster Linie äu­
ßerten die Teilnehmenden verschiedene Erwartungen 
hinsichtlich des Nutzens digitaler Angebote. So wurden 
Vereinfachung und Flexibilisierung als erwartbare Posi­
tiveffekte der digitalen Verwaltung benannt: Bürger:in­
nen müssen nicht mehr notwendigerweise im Rathaus 
erscheinen, sondern können zum Beispiel Anträge auch 
online stellen. Idealerweise könnten den Gruppenge­
sprächen zufolge Verwaltungsakte ortsunabhängig und 
zeitlich flexibel angestoßen sowie Daten und Informa­
tionen abgerufen werden, sodass sich den Bürger:innen 
neben beruflichen und privaten Verpflichtungen mehr 
Freiräume bieten würden. Auch ließen sich auf diese 
Weise Ver waltungsprozesse beschleunigen. Digitale An­
gebote wurden vonseiten der Teilnehmenden außerdem 
als Unterstützungsleistungen verstanden, die möglichst 
an den Bedürfnissen der Bürger:innen orientiert sein 
sollten. Zudem gehörte der Bedarf an Nutzerfreundlich­
keit und Anwenderorientierung der Online-Angebote 
zu den Aspekten, die sich an vielen Stellen durch die 
Diskussionen zogen. Digitalisierung geht für die Teil­
nehmenden über die Automatisierung routinemäßiger 
Verwaltungsabläufe offenbar hinaus, bietet die Mög­
lichkeit, Prozesse neuzugestalten und „Dinge anders zu 
machen“ (direktes Zitat). Einige Teilnehmende postu­
lierten darüber hinaus einen klaren Nutzen für das all­
tägliche Leben und die Umwelt, unter anderem durch 
einen verringerten Papierverbrauch. Insbesondere die 
Vertreter:innen der lokalen Wirtschaft berichteten zu­
dem von bürokratischen Hürden im Kontakt mit Behör­
den, die im beruflichen Alltag zu bewältigen  seien. Die 
Digitalisierung von Verwaltungsangeboten  wurde hier 
als Möglichkeit genannt, Prozesse in vielfältiger Weise 
effizienter zu gestalten. 
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Abbildung 4: Themenlandkarte der Fokusgruppen zur Digitalisierung von Verwaltungsdienstleistungen  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf nexus 2023a)
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Anforderungen an Nutzung | Die Aussagen der Grup­
penteilnehmenden über ihre konkreten Vorstellun­
gen zur Gestaltung sowie zur Nutzung digitaler Ver­
waltungsdienstleistungen und kommunaler Services 
teilte nexus in zwei Subkategorien ein: Die Kategorie 
der Online-Angebote umfasst konkrete Angebote und 
Funktionen, während die allgemeinen Gestaltungs­
anforderungen angebots- und funktionsübergreifend 
artikuliert wurden. Die Anforderungen, die die Teil­
nehmenden im Gruppengespräch formuliert hatten, 
unterschieden sich hinsichtlich der  jeweiligen Dring­
lichkeitswahrnehmung und wurden im Rahmen der 
 Gesprächsauswertung einem Drei-Stufen-Modell (Idee < 
Wunsch < Bedarf) gemäß zugeordnet. Ab weichungen 
bei der Dringlichkeitswahrnehmung gab es sowohl zwi­
schen verschiedenen Vorschlägen als auch bei einzel­
nen Vorschlägen zwischen den Teil nehmenden.

  Online-Angebote: Eine Online-Terminvereinba­
rung beziehungsweise -vergabe mittels Wochen- und 
Mo natsansicht wurde in allen Fokusgruppen begrüßt. 
Dabei sollten nach Meinung vieler Teilnehmer:innen 
auch weiterführende Informationen über verfahrens­
technisch notwendige Unterlagen gegeben werden. Zu 
den konkreten Ideen für digitale Angebote, die explizit 
geäußert wurden, zählen die Beantragung von Ausweis­
dokumenten sowie die An-, Um- und Abmeldung eines 
Wohnsitzes, eines Kraftfahrzeugs oder Gewerbes, des 
Kindergarten- beziehungsweise Schulbesuchs oder etwa 
auch der Hundesteuer. Die Mehrheit der Teilnehmenden 
formulierte den Wunsch, dass alle Verwaltungsdienst­
leistungen vollständig digital geplant beziehungsweise 
online angeboten werden und der Bearbeitungsstatus 
jederzeit einsehbar sein sollten. Eine persönliche Vor­
stellung beim Amt solle nicht mehr (zwingend) erfor­
derlich sein. Selbst bei einer Beantragung im Bürgerbü­
ro, bei der ein persönliches Erscheinen vorgeschrieben 
ist, sollten die Anträge demnach bereits online abruf­
bar und wenn möglich vorab auch online einreichbar 
sein. Darüber hinaus wurde auch die Sinnhaftigkeit ei­
ner ämterübergreifenden Zusammenarbeit, die Insel­
lösungen in Sachen Digitalisierung vermeidet, mehr­
fach betont. Ein vernetztes Angebot von – im besten 
Fall – Kommune, Land, Bund, gesetzlicher Rentenversi­
cherung und anderen öffentlichen Leistungserbringern 

brächte viele Vorteile. Die Daten der Bürger:innen könn­
ten so auf einer Plattform gebündelt und müssten nicht 
mehrmals an verschiedenen Stellen angegeben werden. 
Der Aufwand für die Bürger:innen sollte mittels einfa­
chem Zugriff auf Formulare, schneller Bearbeitbarkeit 
der Anträge und unkomplizierter Sendeprozeduren zu­
dem minimiert werden. Dabei könnten auch Daten aus 
einem Antrag – oder weil sie den Behörden bereits be­
kannt sind – für weitere Anträge in einer Cloud gespei­
chert werden. Die Verknüpfung aller Daten über eine 
sogenannte Bürger-ID mit sicherem Login könnte nach 
Ansicht der Teilnehmenden schlussendlich viel Zeit spa­
ren. Automatisierte Erinnerungen zum Ablauf der Gül­
tigkeit von Ausweisdokumenten, eine Checkliste mit 
Informationen, welche Unterlagen wo eingereicht wer­
den müssen, oder eine digitale Verlängerungsfunktion 
für verschiedene Leistungen wären zusätzliche, hilfrei­
che Funktionen zur Prozessvereinfachung. Damit sollten 
aus Sicht einiger Teilnehmender auch Online-Angebo­
te der Stadtbibliothek, etwa die Anzeige verfügbarer 
Medien und des Ausleihstatus oder Erinnerungen zum 
Leihfristablauf verbunden werden können. Die Nutzung 
eines solchen (im Idealfall) integrierten Angebots von 
Verwaltungsdienstleistungen und Services sollte so­
wohl browserbasiert wie auch in Form einer Bürger-App 
möglich sein. Das Anwendungsspektrum einer solchen 
App sollte zudem einen Chatbot oder eine Chatfunk­
tion auch außerhalb der örtlichen Öffnungszeiten, au­
ßerdem eine Suchfunktion, eine Kalenderfunktion mit 
aktuellen, auch kulturellen Terminen, Push-Nachrichten 
der Stadt, Texte in leichter Sprache, ein Tool für die On­
line-Terminvereinbarung sowie eine Plattform für digita­
le Anträge umfassen. Des Weiteren stimmten die Teil­
nehmenden darin überein, dass weiterhin der analoge 
Dienstweg möglich sein solle. Insbesondere müssten 
Bürger:innen auf Ansprechpartner:innen im Amt zurück­
greifen können; denn vielen Menschen – Inländer:innen 
wie Zugewanderten – fehle nach wie vor ein Zugang 
zum Internet, oder sie verfügten nicht über ausreichen­
de Kompetenzen im Umgang mit Online-Angeboten.

  Gestaltungsanforderungen: Die Teilnehmenden 
betonten die Notwendigkeit der sogenannten Usability 
beziehungsweise Nutzerfreundlichkeit und Barrierefrei­
heit beziehungsweise -armut. Bei spielsweise sollten Web­
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site-Inhalte und Apps übersichtlich, intuitiv und verständ­
lich strukturiert sein sowie alle verfügbaren Endgeräte 
(fehlerfrei) unterstützen. In den Fokusgruppen der Bür­
ger:innen stand zudem die  sprachliche Gestaltung  digi- 
taler Dienstleistungen im Mittelpunkt der Ge spräche. 
Insbesondere solle über optionale Sprach einstellungen 
zwischen Verwaltungsjargon und einer alltagsnahen 
sowie allgemeinverständ lichen Sprache, aber auch zwi­
schen unterschiedlichen Landessprachen (mindestens 
Deutsch/Englisch) gewählt werden können. Zu diesem 
Zweck sollten Bürger:innen in die Gestaltung der digi­
talen Lösungen von Beginn an einbezogen werden; die 
Entwicklung müsse sich an den Bedürfnissen der Nut­
zer:innen und nicht (hauptsächlich) an den Wünschen 
der Verwaltungsmitarbeitenden orientieren.

Risiken, Bedenken und Hürden | Als Herausforderungen 
für die Digitalisierung der Verwaltung nahmen die Teil­
nehmenden ein weites Spektrum an Themen wahr: Bei 
den Diskussionen zum möglicherweise mangelhaften 
Datenschutz zeigten sich die Teilnehmenden besorgt 
und blieben bis zum Ende der Gespräche überwiegend 
skeptisch; Daten könnten im Sinne eines „gläsernen 
Bürgers“ beziehungsweise einer „gläsernen Bürgerin“ 
inflationär gesammelt, gestohlen und zweckentfremdet 
werden. Die Angst vor solchen Risiken könnte eine Nut­
zung digitaler Angebote gegebenenfalls behindern. Als 
vertrauensbildende Maßnahme wurden möglichst si­
chere Datensysteme und Aufklärung über Sicherheits­
aspekte (zum Beispiel sichere Passwörter) vorgeschla­
gen. Außerdem könnten der Auswertung zufolge auch 
technische Unzuverlässigkeit (etwa bei Übermittlung ei­
nes digital vereinbarten Termins), Systemabstürze oder 
Hackerangriffe die Akzeptanz einer digitalisierten Ver­

14 |  Vgl. nexus 2023a.

waltung schmälern. Wenn es darüber hinaus den di­
gitalen Verwaltungsangeboten an Usability mangeln 
sollte (beispielsweise weil Verwaltungsprozesse starr 
an die Papierablage gebunden bleiben), führe der er­
höhte Arbeitsaufwand vielen Teilnehmenden zufolge 
bei Bürger:innen wie Verwaltungsmitarbeitenden zu 
Unmut, Unzufriedenheit und Unsicherheit. Auch sahen 
zahlreiche Teilnehmende die Gefahr, dass Bevölkerungs­
gruppen im Rahmen der digitalen Transformation sozial 
abgehängt werden könnten, wenn ihnen ein Internet­
zugang, digitale Kompetenzen oder das Verständnis der 
deutschen Verwaltungssprache fehlten. Unabhängig da­
von fürchteten einige Teilnehmende mit zunehmender 
Digitalisierung der Verwaltung außerdem einen Perso­
nalabbau.

Priorisierung | In der Gesamtschau der Fokus gruppen 
zeigte sich eine große Vielfalt an Bedarfen und Gestal­
tungsanforderungen für digitale Verwal tungsangebote. 
Es wurden insgesamt über 90 Vor schläge diskutiert und 
davon 67 bei der Priorisierung durch die Teilnehmen­
den mit Punkten versehen. Tabelle 5 zeigt eine Über­
sicht der zehn am höchsten priorisierten Bedarfe. Auf 
fünf Vorschläge entfielen dabei fokusgruppenübergrei­
fend über die Hälfte aller vergebenen Punkte. Die zuvor 
geäußerten Wünsche nach einer Bürger-App der Stadt­
verwaltung, mit der das Angebot der Website auch mo­
bil über das Handy genutzt werden könnte, sowie die 
Online-Terminbuchung konnten die Teilnehmenden am 
stärksten überzeugen. Es folgten die digitale Verfügbar­
keit möglichst aller relevanten Verwaltungsformulare 
sowie die Mehrsprachigkeit und Nutzerfreundlichkeit 
des Online-Angebots.14
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Tabelle 5: Priorisierung der Vorschläge zu digitalen Angeboten der Stadt Wittenberge  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf nexus 2023a) 	  

15 |  Bei der Priorisierung durften pro Option und Person maximal zwei Punkte vergeben werden, sodass jeder Beitrag maximal 66 Punkte hätte 

erhalten können. Da in der Fokusgruppe Wirtschaft und Gewerbe eine Person nicht an der Priorisierung teilnehmen konnte, sind die Voten 

von insgesamt 33 der 34 Teilnehmenden am gesamten Bürgerdialog in Wittenberge in die Bewertung eingegangen.

4.1.2 Wirkungen des Bürgerdialogs

Direkte und indirekte Wirkungen der Fokusgruppenge­
spräche konnten bei verschiedenen Akteuren in Witten­
berge beobachtet und erhoben werden.

  Rezeption in Politik und Verwaltung: Die An­
sprechpartner:innen aus der Wittenberger Stadtverwal­
tung waren mit den Ergebnissen des Bürgerdialogs sehr 
zufrieden. Auch wenn die Resultate nicht zur Klärung 
von Detailfragen beitrugen (worauf die Fokusgruppen 
nicht ausgerichtet waren), konnten allgemeine Bedarfe, 
Wünsche und Ideen, Chancen- und Risikowahrnehmung 
sowie mögliche Prioritäten wichtiger Anspruchsgrup­
pen im Feld der Verwaltungsdigitalisierung ermittelt 

werden. Erste Ergebnisse der Fokusgruppengespräche 
wurden Vertreter:innen der Kommunalverwaltung und 
-politik im Februar 2023 in der öffentlichen Sitzung des 
Hauptausschusses der Stadt Wittenberge vorgestellt. 
Reaktionen auf die Ergebnisse durch die Gremienmit­
glieder blieben (zunächst) aus. Dennoch zeigte sich die 
Stadtverwaltung gewillt, auf den Resultaten der Fokus­
gruppen aufzubauen und den Austausch mit der Bevöl­
kerung und weiteren Stakeholdern zu verstetigen. So 
sollen unter anderem die im Rahmen des Dialogs erho­
benen, jedoch nicht repräsentativen Aussagen der Teil­
nehmenden durch eine zeitnah folgende repräsentative 
Bevölkerungsumfrage demoskopisch validiert und ein­
geordnet werden.

Themenvorschläge

Fokusgruppe Punkte
insge samt 
(max. 66)15

16- bis 
24-Jährige

25- bis 
55-Jährige

über 55- 
Jährige

Wirtschaft 
und Gewerbe

Bürger-App Stadt Wittenberge > 25 % > 15 % 21

Online-Terminbuchung > 20 % > 15 % > 5 % 21

Digitale Formulare für alle 
 Verwaltungsleistungen

> 15 % < 5 % > 5 % > 15 % 17

Nutzerfreundlichkeit > 10 % > 15 % > 10 % 14

Mehrsprachigkeit > 10 % < 5 % > 15 % > 15 % 15

Lösung für Bürger:innen, statt 
einzelne Dienstleistungen

> 15 % 8

Persönliche Ansprechpart­
ner:innen ergänzend zu digitalen 
Angeboten

> 10 % 5

Ämterübergreifende  
Online-Antragstellung

> 5 % > 5 % 5

Einsehbarer Bearbeitungsstatus > 10 % 4

Frage nach Digitalisierungs­
fähigkeit der Verwaltung

> 10 % 3
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  Rezeption in Medien und Bevölkerung: Der Bür­
gerdialog wurde durch Medienberichte und Beiträge 
auf der Website und der Facebook-Seite der Stadt Wit­
tenberge begleitet. Mehrere Lokal- und Regionalzei­
tungen sowie der lokale Rundfunk berichteten vor und 
nach der Durchführung über die Fokusgruppen. Auf in­
haltliche Ergebnisse wurde dabei allerdings kaum ein­
gegangen. Eine signifikante Meinungsbildung zur Fra­
ge der Verwaltungsdigitalisierung konnte in der lokalen 
Bevölkerung daher nicht beobachtet beziehungsweise 
nachgewiesen werden.

  Rezeption der Teilnehmenden: Die Teilnehmen­
den der Fokusgruppen äußerten, dass sie sich durch 
das Projekt und die Einladung der Stadt Wittenber­
ge als Bürger:innen ernst genommen gefühlt und den 
Eindruck hätten, gehört worden zu sein. Einzelne Teil­
nehmende artikulierten außerdem ihr Bedürfnis, ande­
ren von diesem positiven Erlebnis erzählen zu wollen. 
Die Teilnehmenden erlebten sich durch die Beteiligung 
an den Fokusgruppen auch als mitentscheidende Bür­
ger:innen. Die wahrgenommene Wertschätzung durch 
die Stadtverwaltung Wittenberge wurde entsprechend 
als bestärkendes Element der Identifikation mit dem 
Gemeinwesen und seinen Organen gewürdigt: „[…] 
dass man als Bürger wirklich ernst genommen wird, 
dass man mitreden kann, dass man angehört wird, dass 
man vielleicht auch etwas mit verändern oder bewirken 
kann“ (direktes Zitat). Die Veranstaltungen haben so im 
Gegenzug offenbar auch zu einem positiven Eindruck 
gegenüber der Stadt Wittenberge beigetragen.

  Ergebnisbewertung und Handlungsabsichten 
der Teilnehmenden: Die Teilnehmenden waren in ei­
ner Befragung im Anschluss an die Gruppendiskussion 
beinahe einhellig der Meinung, dass die Stadtverwal­
tung die Umsetzung von Online-Dienstleistungen nun 
mithilfe der Gesprächsergebnisse entsprechend den ar­
tikulierten Bedürfnissen priorisieren könne (siehe Ab­
bildung 5). Die Relevanz der Gespräche spiegelte sich 
auch in den Handlungsabsichten der Teilnehmenden 
wider. So hatte die jeweilige Sitzung bei etwa 4 von 5 
Befragten (zusätzlichen) Diskussionsbedarf hervorgeru­

16 |  Vgl. evalux 2023.

17 |  Vgl. nexus 2023b.

fen. Ihr Interesse am Thema war gegenüber der Situa­
tion vor dem Fokusgruppengespräch außerdem gestie­
gen (siehe Abbildung 6). Darüber hinaus bekundeten 
circa 80 Prozent der Teilnehmenden, dass sie sich nach 
der Sitzung erstmals mit den digitalen Dienstleistun­
gen der Stadtverwaltung beschäftigen wollten. Verein­
zelt hatten sich Teilnehmende zuvor bereits über das 
Angebot informiert oder es auch schon genutzt; ande­
re schätzten es für eine Nutzung als nicht ausreichend 
ein (siehe Abbildung 7). Auch gaben knapp 90 Prozent 
der Teilnehmenden an, sich mit anderen Menschen zum 
Thema anschließend austauschen zu wollen. Das betraf 
vor allem die Familie, den Freundeskreis und Bekannte. 
Auch der Bedarf, das Thema mit der Stadtverwaltung 
beziehungsweise -politik zu besprechen, war erkennbar 
(circa 10 Prozent der Nennungen). Mit Arbeitskolleg:in­
nen oder Vertreter:innen anderer Organisationen woll­
ten sich in etwa ebenso viele Personen themenbezogen 
unterhalten (siehe Abbildung 8).16

  Meinungsbildung in den Fokusgruppen: Die 
Konversationsanalyse zeigte, dass sich über die Hälfte 
der Teilnehmenden während der Fokusgruppengesprä­
che eine Meinung initial gebildet oder bestehende An­
sichten weiterentwickelt hatte. Als wichtige Einflussfak­
toren für die Gesprächsverläufe, die Meinungsbildung 
und die Priorisierung der Vorschläge konnten insbeson­
dere die sich spontan, eigeninitiativ und informell ent­
wickelnde Co-Gesprächsführung einiger Teilnehmender 
sowie die fachliche Expertise, die einzelnen Gruppen­
mitgliedern von den übrigen zugeschrieben worden 
war, ausgemacht werden. Zudem zeigte sich, dass The­
menvorschläge eher angenommen worden waren und 
sich stärker auf die Meinungsbildung der Gruppe aus­
gewirkt hatten, wenn in der Diskussion keine Gegenar­
gumente thematisiert bzw. Vorschläge nicht auf andere 
Weise entkräftet worden waren. Persönliche Erfahrun­
gen von Teilnehmenden, die selbst von einem Problem 
(zum Beispiel fehlende Mehrsprachigkeit des Digitalan­
gebots) betroffen waren und diese Erlebnisse während 
der Diskussion emotional geschildert hatten, zeigten ei­
nen ähnlich signifikanten Effekt bei der Meinungsbil­
dung der übrigen Anwesenden.17
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Abbildung 8: Falls die Veranstaltung bei Ihnen Diskussions- oder Mitteilungsbedarf zum Thema Online-Dienst­
leistungen geweckt hat, werden Sie mit jemandem über das Thema sprechen (Mehrfachnennungen möglich)?  
76 Nennungen von 29 Teilnehmenden; 4 Teilnehmende ohne Angabe (Quelle: eigene Darstellung basierend  
auf evalux 2023)

  Ja      Nein, denn ich nutze sie bereits      Nein, denn ich hatte mich bereits informiert
  Nein, denn das Angebot reicht nicht aus      Nein, anderes      Keine Angabe

  Familie      Freundeskreis      Bekannte      Arbeitskolleg:innen      Organisationen  
  Stadtverwaltung und/oder -politik      Keine Angabe / kein Bedarf

Abbildung 5: Konnte die Veranstaltung Ihrer Ansicht 
nach dazu beitragen, dass die Stadtverwaltung nun die  
Umsetzung der Online-Dienstleistungen entsprechend  
den Bedürfnissen der Bürger:innen priorisieren kann?  
Teilnehmende: 33 (Quelle: eigene Darstellung 
 basierend auf evalux 2023)

Abbildung 7: Hat die Veranstaltung dazu beigetragen, dass Sie in Zukunft vermehrt oder überhaupt erstmals  
Online-Dienstleistungen der Stadt, des Landes oder des Bundes zu nutzen beabsichtigen? Teilnehmende: 33  
(Quelle: eigene Darstellung basierend auf evalux 2023)

Abbildung 6: Hat die Veranstaltung bei Ihnen (weiteren) 
Diskussionsbedarf zum Thema Online-Dienstleistungen 
geweckt? Teilnehmende: 33 (Quelle: eigene Darstellung 
basierend auf evalux 2023)

  Ja 

  Nein 

  Keine Angabe

 � Ja, mein Diskussionsbedarf ist jetzt größer als vor  
der Veranstaltung

 � Nein, die Veranstaltung hat keinen (zusätzlichen) 
 Diskussionsbedarf geweckt

  Keine Angabe

2
1

30

Antworten: 33  
(nur eine Antwort  

möglich)

2

5

26

Antworten: 33  
(nur eine Antwort  

möglich)

27 3 2 1

24 20 16 4 3 9 4

Wittenberge
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4.2	 Wuppertal

4.2.1	� Inhaltliche Ergebnisse der Arbeit  
in den Fokusgruppen

Für alle Auswertungskategorien zum Bürgerdialog über 
die digitale Unterstützung des Bevölkerungsschutzes in 
Wuppertal konnten fokusgruppenübergreifend beste­
hende Meinungen, aber auch gruppenspezifische Per­
spektiven identifiziert werden (siehe Tabelle 6 für eine 
vergleichende Detailansicht):

Wissen | Das Wissen zum Bevölkerungsschutz ist bei al­
len Teilnehmenden mit Ausnahme der ehrenamtlichen 
Helfer:innen und der Personen, die sich beruflich mit 
dem Thema beschäftigen (zum Beispiel in Form von 
Evakuierungsplänen und Verhaltensempfehlungen in 
Kindergärten, Schulen und Seniorenheimen), eher ge­
ring. Ein Großteil der Teilnehmenden gab zudem an, 
nur über Grundwissen zu Vorsorgemaßnahmen und zu 
korrekten Verhaltensweisen in Katastrophenfällen zu 
verfügen. So waren beispielsweise die Informationsma­
terialien des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) nur wenigen Teilnehmenden 
bekannt. Entsprechend bekundeten viele Personen, 
dass der Stimulus und die anschließende Gruppendis­
kussion ihnen wichtiges Wissen vermittelt hätten. Falls 
Wissen bereits vorhanden gewesen war, basierte dies 
sowohl auf offiziellen Informationsmaterialien als auch 
auf eigenen Krisenerfahrungen oder denen naheste­
hender Personen als Folge der Coronapandemie, von 
Überschwemmungen oder der Nuklearkatastrophe von 
Tschernobyl im Jahr 1986.

Rolle | Die meisten Teilnehmenden betrachteten sich 
in möglichen Katastrophen- oder Krisensituationen als 
Personen, die eher Hilfe leisten würden, denn als Per­
sonen, die Hilfe suchen und in Anspruch nehmen müss­
ten. Neben dieser Gemeinsamkeit gab es aber auch 
leichte Unterschiede zwischen und innerhalb der Fo­
kusgruppen hinsichtlich der Art der Hilfe, die Teilneh­
mende anbieten möchten, sowie Einschränkungen der 
Hilfsfähigkeit. Die ehrenamtlichen Helfer:innen begrif­
fen sich selbst als Teil der kritischen Infrastruktur; sie 
wünschten sich eine höhere Wertschätzung ihrer Arbeit, 

zum Beispiel durch Gutscheine der Stadt oder mehr Ver­
ständnis des Arbeitgebers. In allen anderen Fokusgrup­
pen wiesen die Teilnehmenden darauf hin, dass sie erst 
nahestehende Personen schützen würden und dann das 
nähere Umfeld (Freunde/Freundinnen, Nachbarschaft, 
berufliches Umfeld). Menschen mit Beeinträchtigung 
differenzierten nach Art der Hilfestellung, die sie mit 
ihren jeweiligen körperlichen und/oder geistigen Ein­
schränkungen leisten könnten. Mobilitätseingeschränk­
te Menschen artikulierten zum Beispiel ihren Willen, in 
Krisensituationen immer noch nachgeordnete, emotio­
nale Hilfe zu leisten. Als akut hilfsbedürftig schätzten 
die Teilnehmenden vor allem Menschen mit kognitiven 
oder psychischen Einschränkungen ein. Selbst Senior:in­
nen wollten helfen, solange sie noch nicht selbst hilfs­
bedürftig seien. Teilnehmende mit einem sozialen Beruf 
empfahlen schließlich die Kinderbetreuung in Katastro­
phensituationen aufrechtzuerhalten, damit systemrele­
vante Personen ihre Arbeit weiter ausüben könnten. 

Vorsorge | Der Umfang an bereits getroffenen Vor­
sorgemaßnahmen unterschied sich stark zwischen 
den verschiedenen Personengruppen im Wuppertaler 
Bürgerdia log. So hatten Menschen, die sich beruflich 
mit dem Thema Bevölkerungsschutz auseinanderset­
zen mussten (zum Beispiel als Leitung einer sozialen 
Einrichtung), deutlich besser vorgesorgt. Sie zeigten 
sich für das Risiko einer Katastrophe generell sensibi­
lisiert. Auch Personen mit körperlichen Beeinträchti­
gungen tendierten dazu, weitreichende Vorsorgemaß­
nahmen zu treffen. Sie orientierten sich vor allem an 
den Empfehlungen des BBK. Weitere Teilnehmende 
gaben an, eher zufällig Vorsorge zu betreiben, indem 
sie über eine Campingausrüstung verfügten oder ge­
nerell viele Lebensmittel bevorraten würden. Verschie­
dene  Personen betonten zudem, dass Alleinerziehende 
und Personen mit Mobilitätseinschränkung, die allein 
lebten, im  Katastrophenfall mehr Unterstützung benö­
tigten als sonst. Um die Unterstützung dieser Perso­
nengruppen im Ernstfall sicherzustellen, sei es wichtig, 
dass diese untereinander und mit ihrem persönlichen 
und räumlichen Umfeld vorsorglich und akut vernetzt 
seien. Insgesamt betrachteten es jedoch alle Gruppen 
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als dringlich, dass die Bevölkerung – die Teilnehmen­
den selbst eingeschlossen – mehr Vorsorge betreiben, 
notwendige Lebensmittel bevorraten und eine Notfall­
ausrüstung anschaffen solle. Zu diesem Zweck sei eine 
Sensibilisierung der Bevölkerung für die Vorsorge- und 
Schutzmaßnahmen anzustreben. Dazu solle eine breite 
Informations- und Öffentlichkeitskampagne angelegt 
werden (Detailvorschläge der Teilnehmenden siehe Ka­
tegorie Informationen). Allerdings wurde auch festge­
stellt, dass in kleinen Wohnungen kaum Platz für Vor­
sorgemaßnahmen vorhanden sei. Die Teilnehmenden 
waren sich schließlich weitgehend einig, dass die Dis­
kussion in der Fokusgruppe sowie der Impulsvortrag der 
Feuerwehr sie zu Vorsorgeaktivitäten motiviert hätten. 

Verhalten und Bedürfnisse | Die Art des eigenen Vor­
sorgeverhaltens im Katastrophenfall schwankte den Äu­
ßerungen zufolge zwischen intuitivem und erprobtem 
beziehungsweise geplantem Verhalten. Die ehrenamt­
lichen Helfer:innen konnten demnach gegenüber den 
anderen Gruppen in größerem Umfang auf erprob­
te Verhaltensweisen zurückgreifen. Menschen mit Be­
einträchtigung erklärten, dass sie die Empfehlungen 
des BBK zwar verinnerlicht hätten, aufgrund ihrer Ein­
schränkung bei der Umsetzung aber an Grenzen stoßen 
würden. Mitarbeitende in Pflege- und Betreuungsein­
richtungen, zum Beispiel in Seniorenheimen, spielen im 
Katastrophenfall für die dort betreuten Personen eine 
zentrale Rolle. Angehörige dieser Gruppe wiesen im ge­
meinsamen Gespräch darauf hin, dass sich das Personal 
in solchen Einrichtungen mit konkreten Handlungsemp­
fehlungen für Notfälle bereits befasst habe beziehungs­
weise entsprechend geschult worden sei. Weitere 
Teilnehmende gaben dagegen an, dass sie im Katastro­
phenfall intuitiv handeln und sich dabei teilweise von 
Erfahrungswissen leiten lassen würden. Spezielle Be­
dürfnisse der einzelnen Zielgruppen, die beachtet wer­
den müssten, um das Schutzniveau zu heben, wurden 
nur vereinzelt geäußert. Ganz generell äußerten Teilneh­
mende über alle Gruppen hinweg, dass analoge Strate­
gien und Tools weiter verbessert werden sollten. Zum 
Beispiel wünschten sich ehrenamtliche Helfer:innen die 
Modernisierung ihrer Ausrüstung und sanierte Aufent­
haltsräume sowie Sanitäreinrichtungen. Andere Teilneh­
mende empfahlen hingegen den Aufbau von analogen 

18 |  Die Warn-App NINA des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) bietet Warnmeldungen für unterschiedliche  

Gefahrenlagen wie zum Beispiel die akute Ausbreitung von Gefahrstoffen, einen Großbrand oder bei Extremwetterereignissen  

(vgl. BBK 2023).

beziehungsweise manuellen Meldeketten und Nachbar­
schaftsnetzwerken, etwa in Form von persönlicher Kon­
taktaufnahme an der Haustür oder als papierbasierte 
Aushänge im Wohnviertel, sowie die Erweiterung des 
Sirenennetzes, um im Katastrophenfall alle Menschen 
ausreichend warnen und schützen zu können.

Informationen | Alle Fokusgruppen erachteten eine Sen­
sibilisierung der Bevölkerung durch die aktive Verbrei­
tung von Informationen zur Katastrophenvorsorge als 
essenziell. Im Rahmen einer Informationskampagne 
sollten sowohl digitale Medien (Soziale Medien, digita­
le Werbetafeln, Fernsehen, Internetwerbung) als auch 
analoge Medien (Flyer, Zeitung, Radio) genutzt werden. 
Informationsmaterialien in Papierform sollten zum Bei­
spiel an Zugezogene ausgehändigt werden. Auch Mul­
tiplikator:innen könnten die Verbreitung der Informa­
tionsmaterialien verbessern; allerdings sei dafür eine 
zielgruppenspezifische Ansprache notwendig. Analoge 
und digitale Informationen – etwa auf der Website der 
Stadt Wuppertal oder in der Warn-App NINA18 – sollten 
in allgemeinverständlicher Sprache und mehrsprachig 
verfasst werden. Mindestanspruch an die Mehrsprachig­
keit sei dabei eine englische Übersetzung sowie eine 
Übersetzung für große lokale Bevölkerungsgruppen mit 
Migrationserfahrung (zum Beispiel Geflüchtete aus der 
Ukraine oder Syrien). Wenn keine Übersetzung existie­
re, könnten auch Übersetzungsgeräte, die offline funk­
tionieren, genutzt werden. Da diese nicht auf eine In­
ternetverbindung angewiesen seien, eigneten sie sich 
besonders bei Stromausfällen. Informationsmaterialien 
sollten generell wenig Text, dafür viele Bilder enthal­
ten, durch Videos ergänzt werden und möglichst leicht 
und schnell auffindbar sein. Alle wichtigen Informatio­
nen rund um den Bevölkerungsschutz sollten zudem 
auf einer nutzerfreundlichen digitalen Plattform ver­
eint werden; die Entwicklung einer App wurde in die­
sem Zusammenhang angeregt. Schulungen und Trai­
ning für das Verhalten im Katastrophenfall sollten die 
Informationskampagnen ergänzen. Dabei solle auch 
vermittelt werden, wie Menschen mit speziellen Bedürf­
nissen geholfen werden könne. Digitale Werbeflächen 
und Sprachassistenten könnten zudem Warnungen und 
Handlungsempfehlungen mitteilen. Bei der Gestaltung 
von Informationen solle beachtet werden, dass Men­
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schen mehrere spezielle Bedürfnisse zugleich an die In­
formationsaufbereitung haben könnten. Zum Beispiel 
könnten schwerhörige Geflüchtete eine Übersetzung 
von Informationen in eine ihnen geläufige Fremdspra­
che und zugleich eine adäquate Aufbereitung der Infor­
mationen, mit einem Fokus auf konkreten Handlungs­
hinweisen, benötigen. 

Chancen und Risiken der Digitalisierung | Chancen 
der Digitalisierung wurden im Rahmen des Wupper­
taler Bürgerdialogs vor allem in der Arbeitserleichte­
rung, der Vernetzung, der Kommunikation und der Teil­
habe wahrgenommen. Diese Einschätzung bezog sich 
sowohl auf die Vor- und Nachsorge als auch – teilwei­
se – auf den unmittelbaren Katastrophenfall. Ehrenamt­
liche Helfer:innen betonten die Arbeitserleichterung bei 
der Personalplanung und der Dokumentation von Ein­
sätzen. Außerdem könnte digitale Vernetzung helfen, 
sich über Kapazitäten mit anderen Hilfsorganisationen 
auszutauschen. Dementsprechend wünschten sich eh­
renamtliche Helfer:innen eine multifunktionale digita­
le Plattform, mit der sie ihre gesamte Arbeit von der 
Vorbereitung über die Durchführung des Einsatzes bis 
hin zur Nachbereitung professionalisieren und erleich­
tern könnten. Das Funktionsspektrum der Plattform sol­
le mindestens einen Mängelmelder, die Einsatz- und Ka­
pazitätsplanung sowie die Bestellung von Equipment 
umfassen. Darüber hinaus sahen die meisten Teilneh­
menden eine Chance der Digitalisierung in der Verbes­
serung und Beschleunigung des Warnsystems, zum Bei­
spiel durch Nutzung Sozialer Medien und neuer Apps. 
Digitale Tools und Apps könnten so zu einer frühzeiti­
gen Warnung der gesamten Bevölkerung und außer­
dem zur Vernetzung von Helfer:innen und Bedürftigen 
im Katastrophenfall beitragen. Mehrere Teilnehmer:in­

19 |  Vgl. zebralog 2023a.

nen regten daher an, unterstützende Apps für den Be­
völkerungsschutz zu entwickeln. Die Gruppe der Men­
schen mit Migrationshintergrund und der Menschen 
mit Beeinträchtigung nahmen außerdem Möglichkei­
ten für eine verbesserte gesellschaftliche Teilhabe wahr, 
zum Beispiel indem deutschsprachige Texte mithilfe di­
gitaler Tools schneller übersetzt oder Gehörlose über Vi­
brationsalarm wahrnehmungsspezifisch gewarnt wer­
den könnten. 

Als mögliche Risiken eines digitalen Katastrophen­
schutzes wurden in den Wuppertaler Fokusgruppen­
gesprächen hingegen die eingeschränkte Resilienz 
digitaler Tools sowie ein geringes Vertrauen in den Da­
tenschutz genannt. Alle Fokusgruppen wiesen in die­
sem Zusammenhang darauf hin, dass digitale Techno­
logien im Fall von Stromausfällen und Hackerangriffen 
nicht hinreichend zuverlässig seien. Außerdem sei nicht 
die gesamte Bevölkerung digital affin, und es hätten 
nicht alle Bürger:innen Zugang zu oder Kompetenzen 
im Umgang mit digitalen Tools. So würden nicht alle 
Menschen über entsprechende Endgeräte verfügen, um 
digitale Anwendungen auch nutzen zu können. Solche 
Personen, insbesondere ältere Menschen oder kognitiv 
und physisch Beeinträchtigte, sollten aber ebenso er­
reicht werden. Auch hätten manche Zugezogene oder 
Geflüchtete aus anderen Ländern negative Erfahrungen 
mit der Wahrung von Datenschutz in ihrem Herkunfts­
land gesammelt und ließen sich über digitale Medien 
nur dann informieren, wenn das Vertrauen in den Da­
tenschutz und öffentliche Institutionen gewährleistet 
sei. Insgesamt schlussfolgerten Teilnehmende aller Fo­
kusgruppen, dass digitale Tools kein Ersatz für analoge 
Schutzstrategien sein könnten; als Ergänzung böten sie 
sich jedoch an.19
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Tabelle 6: Zentrale Ansichten und Meinungen zum Bevölkerungs- und Katastrophenschutz in den Fokusgruppen in 
Wuppertal im Vergleich (Quelle: eigene Darstellung basierend auf zebralog 2023a)

Fokus­
gruppe

Ehrenamtliche 
Helfer:innen

Personen mit 
guter Selbst­
schutzfähigkeit

Alleiner ziehende, 
Eltern von klei­
nen Kindern, 
 Senior:innen

Personen mit 
Migrationshinter­
grund

Personen mit  
körperlicher 
und/oder 
 geistiger Beein- 
träch tigung

Vorwissen
Umfangreiches 
Vorwissen inkl.  
Erfahrungswissen

 Eingeschränk tes 
Vor- und Erfah- 
r ungswissen

Eingeschränktes 
Vor- und Erfah- 
r ungs wissen

Teilweise  Grund- 
wissen, aber 
Unsicher heit

Grundwissen, 
aber Unsicher­
heit

Rollenver­
ständnis

Helfend  
(Teil kritischer 
 Infrastruktur)

Überwiegend  
helfend

Überwiegend hel­
fend  (Ausnahme: 
Mobilitätsein­
geschränkte)

Überwiegend 
 helfend

Hilfsbedürftig, 
aber (emotional) 
helfen wollend

Vorsorge­
maß­
nahmen

Keine Angabe
Nicht  planmäßig
(teils wegen 
Platzmangel)

Nicht planmäßig 
(Ausnahme: 
 Sensibilisierte)

Nicht  planmäßig
(nur  übliche  
Vorratshaltung)

Überwiegend 
planmäßig 
( Empfehlungen 
aber nur ein­
geschränkt 
 umsetzbar)

Hand­
lungs­
bedarf /  
geäußerte 
 Wünsche

Infrastruktur­
modernisierung 
der Hilfsorga­
nisationen;  
Sensibilisierung  
für Vorsorge  
über regel- 
mäßige Öffent­
lichkeitsarbeit

Sensibilisierung 
für Vorsorge über 
regelmäßige 
Öffentlich keits­
arbeit

Einfache und prä­
gnante Handlungs­
anleitungen für den 
 Katastrophenfall; 
Aufbau von Nach­
barschaftsnetz­
werken und manu­
eller Meldeketten; 
 Erweiterung des 
Sirenennetzes

Mehrsprachigkeit 
des Informations­
angebots, ziel­
gruppengerechte 
Ansprache, Vor­
beugung gegen 
(Mehrfach-)
Diskrimi nierung

 Solidarität in  
Nach barschaft; 
Vorbeugung 
gegen (Mehr­
fach-)Diskrimi­
nierung

Chancen  
digitaler 
 Technik

Arbeits­
erleichterung 
durch multi­
funktionale digi­
tale Plattformen

Verbesserte und 
beschleunigte 
Informations­
verbreitung; 
 erleichterte Ver­
netzung unter 
Akteuren

Verbesserte  
und beschleu nigte  
Infor mations- 
ver breitung;  
erleichterte 
 Vernetzung  
unter Akteuren

Verbesserte und 
beschleu nigte 
Informations­
verbreitung; 
Übersetz barkeit 
von  Informationen

Verbesserte und 
beschleu nigte 
Informations­
verbreitung; 
 gestärkte 
 Teilhabe

Risiken 
digitaler 
Technik

Geringe Resilienz; 
Mehraufwand

Geringe  Resilienz; 
Bedenken bei 
Datenschutz

Geringe Resilienz; 
Bedenken bei 
Datenschutz

Geringe Resilienz;
Bedenken bei 
Datenschutz

Geringe  Resilienz; 
Personen ohne 
digitale Hilfs­
mittel benach­
teiligt
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4.2.2 Wirkungen des Bürgerdialogs

Bei verschiedenen Akteuren in Wuppertal zeigten sich di­
rekte und indirekte Wirkungen der Fokusgruppenarbeit.

  Ergänzung der Smart-City-Strategie: Im Jahr 
2022 wurde für Wuppertal die sogenannte Smart-City-
Strategie unter Beteiligung von Bürger:innen und Fach­
leuten erarbeitet.20 Ein Bestandteil der Strategie betrifft 
das Handlungsfeld Smarte Umwelt. Das entsprechen­
de Kapitel wurde bereits um Ergebnisse jener Fokus­
gruppengespräche erweitert, die 2022 stattgefun­
den hatten. Die Stadt plant zudem, die Ergebnisse der 
Fokus gruppen, die erst im Frühjahr 2023 durchgeführt 
worden sind, bei einem Update der Strategie demnächst 
zu integrieren. Die Integration der  Gesprächsergebnisse 
war bereits vor Durchführung der Fokusgruppen zwi­
schen der Stadt Wuppertal und acatech vereinbart wor­
den. Es handelt sich also um eine explizit verankerte 
Wirkungsmöglichkeit des Bürgerdialogs. Die Strate­
gie soll die Grundlage schaffen, den Digitalisierungs­
prozess in Wuppertal strukturiert zu planen und in den 
nächsten Jahren gezielt umzusetzen.

  Reaktion auf dringende Informationsbedarfe: Die 
 Fokusgruppen hatten aus Sicht der Wuppertaler Feuer­
wehr die bereits bestehende Erkenntnis noch einmal ins 
Bewusstsein gerufen, dass die Öffentlichkeit zu Vorsor­
ge und Verhalten im Krisenfall besser informiert werden 
sollte. Die Feuerwehr integrierte daher noch während 
der Durchführung der Fokusgruppen entsprechende In­
formationen zur Krisenvorsorge auf ihrer Website. Diese 
Informationen stehen gleichwertig platziert unter ande­
rem neben Informationen zum Verhalten im Brandfall, 
zur Feuerwehr selbst und zur Ausbildung und Karriere 
bei der Feuerwehr. Zudem wurde eine Virtual-Reality-An­
wendung zum Hochwasserschutz von den Fokusgrup­
pen inspiriert, die ebenfalls als Informationsangebot 
für Bürger:innen zur Verfügung steht. Die Resultate der 
Fokusgruppen wie auch die Virtual-Reality-Anwendung 
wurden auf der Eröffnungsveranstaltung des sogenann­

20 |  Vgl. Stadt Wuppertal 2023a.

21 |  Das smart.lab ist ein öffentlicher Ort der Begegnung in Wuppertal. Dort können digitale Technologien kostenfrei erprobt und erlebt 

werden. Mitarbeitende des Smart City Competence Center informieren vor Ort über das Modellprojekt Smart City (vgl. Stadt Wuppertal 

2023b).

22 |  Vgl. evalux 2023.

ten smart.lab im Mai 2023 einem Fachpublikum zum 
Bevölkerungs- und Katastrophenschutz vorgestellt.21 

  Handlungsabsichten der Teilnehmenden: Etwa 
die Hälfte der im Anschluss an die Fokusgruppenge­
spräche befragten Teilnehmenden vertrat die Meinung, 
dass im Gruppenrahmen herausgearbeitet worden sei, 
welche Digitalisierungsmaßnahmen (10 Nennungen) 
beziehungsweise welche technischen Infrastrukturen 
(8 Nennungen) für das Krisenmanagement schnellst­
möglich umzusetzen seien (3 Befragte gaben beides 
an). Diesen insgesamt 15 positiven Wahrnehmungen 
standen in Wuppertal ebenso viele weniger optimisti­
sche Wahrnehmungen gegenüber: 15 Befragte gaben 
an, dass nichts Konkretes (13 Befragte) beziehungswei­
se keine umsetzungs- oder handlungsrelevanten Vor­
schläge entwickelt worden seien (2 Befragte). Dennoch 
stimmten auch 13 Befragte der Aussage zu, dass klar 
geworden sei, wie digitale Technik den Bevölkerungs­
schutz verbessern könne (siehe Abbildung 9). Gut drei 
Viertel der Teilnehmenden gaben außerdem an, dass 
die Fokusgruppe bei ihnen Diskussionsbedarf zum Be­
völkerungs- und Katastrophenschutz geweckt habe (sie­
he Abbildung 10). Zugleich waren knapp zwei Drittel 
der Befragten ihren Aussagen zufolge durch die Sit­
zung motiviert worden, sich erstmals mit den Mög­
lichkeiten und der Infrastruktur des Bevölkerungs- und 
 Katastrophenschutzes auseinanderzusetzen. Daneben 
gab es aber auch Teilnehmende, die angaben, solche 
Möglichkeiten bereits zu nutzen beziehungsweise sich 
entsprechend informiert zu haben (insgesamt 5 Be­
fragte; siehe Abbildung 11). Der Großteil äußerte zu­
dem den Wunsch, sich nach der Sitzung mit anderen 
Menschen zum Thema auszutauschen (etwa 85 Pro­
zent). Auf  Familie, Freundeskreis und Bekannte entfie­
len dabei 40 von 63 Nennungen. Ein beachtlicher Teil 
äußerte, sich auch mit Arbeitskolleg:innen unterhalten 
zu wollen (15 Nennungen). Insgesamt 7 Personen arti­
kulierten zudem Bedarf, mit Ansprechpartner:innen aus 
Stadtverwaltung und -politik in Kontakt zu treten (siehe 
Abbildung 12).22
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25

6

12

10

8

13

 � Ja, es wurde herausgearbeitet, welche Digitalisierungs­
maßnahmen für das Krisenmanagement schnellstmöglich 
umzusetzen sind

 � Ja, es wurde herausgearbeitet, welche technischen  
Infrastrukturen für das Krisenmanagement schnellst- 
möglich umzusetzen sind

 � Es wurde zwar nichts Konkretes herausgearbeitet,  
aber zumindest wurde klar, wie digitale Technik den  
Zivilschutz verbessern kann

 � Nein, es wurden keine umsetzungs- bzw. handlungs­
relevanten Themen herausgearbeitet

 � Ja, mein Diskussionsbedarf ist jetzt größer als vor  
der Veranstaltung

 � Nein, die Veranstaltung hat keinen (zusätzlichen) 
 Diskussionsbedarf geweckt

  Keine Angabe

Antworten: 33  
(Mehrfachnennung  

möglich)

Abbildung 9: Wurden während der Veranstaltung Ihrer 
Ansicht nach umsetzungs- beziehungsweise handlungs­
relevante Themen für die Stadtverwaltung und andere 
Akteure im Zivilschutz herausgearbeitet?  
Teilnehmende: 33 (Quelle: eigene Darstellung  
basierend auf evalux 2023)

Abbildung 10: Hat die Veranstaltung bei Ihnen  
(weiteren) Diskussionsbedarf zum Thema Nutzung  
digitaler Technik im Zivilschutz und Verbesserung s­
bedarf der digitalen Infrastruktur geweckt?  
Teilnehmende: 32 (Quelle: eigene Darstellung  
basierend auf evalux 2023)

 Antworten: 32
(nur eine Antwort  

möglich)

Wuppertal

  Ja      Nein, denn ich nutze sie bereits      Nein, denn ich hatte mich bereits informiert
  Nein, denn das Angebot reicht nicht aus      Nein, anderes      Keine Angabe

  Familie      Freundeskreis      Bekannte      Arbeitskolleg:innen      Organisationen  
  Stadtverwaltung und/oder -politik      Keine Angabe / kein Bedarf

Abbildung 11: Hat die Veranstaltung dazu beigetragen, dass Sie sich in Zukunft vermehrt oder überhaupt  
erstmals mit den Möglichkeiten digitaler Technik und Infrastruktur im Zivilschutz auseinandersetzen werden?  
Teilnehmende: 32 (Quelle: eigene Darstellung basierend auf evalux 2023)

Abbildung 12: Falls die Veranstaltung bei Ihnen Diskussions- oder Mitteilungsbedarf zum Thema Nutzung digi­
taler Technik im Zivilschutz und Verbesserungsbedarf der digitalen Infrastruktur geweckt hat, werden Sie mit 
 jemandem über das Thema sprechen (Mehrfachnennungen möglich)? 63 Nennungen von 27 Teilnehmenden;  
5 Teilnehmende ohne Angabe (Quelle: eigene Darstellung basierend auf evalux 2023)

16 17 7 15 1 7 5

21 4 1 2 1 3
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  Meinungsbildung in den Fokusgruppen: In drei 
von vier Wuppertaler Fokusgruppen konnte mithilfe der 
Konversationsanalyse ein Fortschritt in der Meinungs­
bildung beobachtet werden.23 Dieser Fortschritt spiegel­
te sich in einer Zunahme differenzierender Worte (wie 
aber, allerdings, trotz etc.) in den Aussagen der Teilneh­
menden wider. Lediglich in einer Fokusgruppe nahmen 
differenzierende Betrachtungen im Verlauf der Diskus­
sion ab, jedoch als Folge eines sich sukzessiv heraus­

23 |  In Wuppertal fanden insgesamt fünf Fokusgruppen statt. An der Fokusgruppe der Menschen mit Migrationshintergrund nahmen lediglich 

drei Personen teil. Aufgrund dieser geringen Anzahl wurde die Gruppe nicht in die Konversationsanalyse einbezogen.

24 |  Vgl. zebralog 2023b.

bildenden Konsenses. Insgesamt scheint insbesondere 
eine positive Gruppenatmosphäre eine günstige Vor­
aussetzung für Wissensaufbau und gelingende Lern- 
und Erkenntnisprozesse zu sein. Die Moderation kann 
eine positive Atmosphäre mit emotionaler Involviert­
heit, Kreativität, Offenheit und Bereitschaft zur gegen­
seitigen Bezugnahme auch aktiv fördern, um die Mei­
nungsbildung in diesem Sinne zu unterstützen.24
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5	� Übertragbarkeit der Ergebnisse –  
Lessons learned  
der Bürgerdialoge
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Die Ergebnisse aus den Bürgerdialogen zur Digita­
lisierung der Kommunalverwaltung sowie zu digita­
ler Technik und Technologie im Bevölkerungsschutz 
bieten wertvolle Einblicke in die Bedürfnisse und An­
liegen von Bürger:innen. Es ist jedoch wichtig zu be­
tonen, dass diese Resultate auf zwei nichtrepräsentati­
ven Fallbeispielen beruhen und daher nur ansatzweise 
auf andere Kontexte und Regionen übertragbar sein 

25 |  Der Grundsatz „form follows function“ stammt aus den Bereichen Produktdesign und Architektur und meint, dass sich die Gestaltung  

eines Gegenstands/Objekts an dessen Funktionen orientiert. Dieser Grundsatz lässt sich auch auf die Kommunikationswissenschaften 

bzw. Gestaltung von Bürgerdialogen übertragen.

dürften. Dennoch liefern sie wertvolle inhaltliche wie 
methodische Anregungen, die bei der Gestaltung 
künftiger Digitalisierungs- beziehungsweise Technik­
maßnahmen berücksichtigt werden können. Die nach­
folgenden Erkenntnisse richten sich dabei insbesonde­
re an Digitalisierungs- und Beteiligungsbeauftragte in 
den Kommunen, aber auch an weitere kommunale Ver­
antwortungsträger:innen.

5.1 Learnings aus der Vorbereitung

  Zusammenarbeit mit Dienstleistern: Mitarbeiten­
de der beteiligten Projektakteure klären zunächst Anfor­
derungen, Erwartungen und Rollen. Über die gesamte 
Projektlaufzeit ist eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Projektbeteiligten notwendig, auch um Ziele und 
Methoden adaptiv weiterentwickeln und Unvorherge­
sehenes einbeziehen zu können. Eine regelmäßige Ab­
stimmung mit dem Auftragnehmer trägt dazu bei, ein 
gemeinsames Verständnis für das Projekt zu entwickeln.

  Bedeutung von Erfahrungswerten: Wenn Auf­
traggeber keine ausreichende Erfahrung in der Aus­
schreibung, Organisation, Durchführung und Doku­
mentation von Bürgerdialogen haben, werden zeitliche, 
personelle und finanzielle Ressourcen möglicherweise 
ineffizient eingesetzt. Mangelnde Erfahrung der Auf­
traggeber führt oft zu Zurückhaltung gegenüber dem 
Dienstleister, der die methodisch nötige Expertise be­
sitzt. Infolgedessen können zusätzliche Kommunikation 
und Abstimmungsrunden erforderlich sein, um Kompe­
tenzen und konzeptionelles Wissen im Methodenfeld 
aufzubauen. Für eine adaptive Organisation der Verfah­
ren sind Routinen zu entwickeln. Grundsätzlich sollten 
ausreichende Zeitpuffer für die Konzeption, Durchfüh­
rung und Auswertung kalkuliert werden.

  Fokus auf wenige Ziele: Es besteht das Risiko, 
Bürgerdialoge mit zu vielen Zielen und parallellaufen­
den Themen zu überladen. Ideal wäre die Konzentra­
tion auf ein konkretes Ziel und ein gut abgegrenztes 
Thema. Ziele können sich allerdings auch mit einer neu­
en politischen Lage ändern, insofern ist der Planungs­
prozess flexibel zu halten. Bei mehreren Zielen können 

mehrere kleinere Dialogprojekte – nebeneinanderge­
stellt oder chronologisch gestaffelt – bessere Ergebnisse 
erreichen als zu ehrgeizige Großprojekte. Dialogformate 
und Beteiligungsangebote bieten neue und wiederkeh­
rende Kommunikationsanlässe, die den Austausch mit 
den Bürger:innen sichern.

  Form-follows-Function-Prinzip: Die Wahl des For­
mats ist für Dialog und Beteiligung von entscheidender 
Bedeutung. Das Thema und die Ziele eines Bürgerdia­
logs müssen zunächst klar umrissen werden, da davon 
die Wahl des Dialogformats beziehungsweise Beteili­
gungsformats abhängt („Form follows Function“).25 Ins­
besondere ist die Art, wie Empfehlungen später umge­
setzt werden könnten, zu bedenken. Mitsprache braucht 
Wirksamkeit. In welcher Art und Weise also können sol­
che Dialogergebnisse in Verwaltungsprojekten oder 
durch politische Beschlüsse Wirkung entfalten? Fokus­
gruppen sollten als Format insbesondere dann in Er­
wägung gezogen werden, wenn aufseiten von Politik 
und Verwaltung ein themenspezifisches Interesse an 
der Perspektive mindestens einer soziologisch klar defi­
nierten Zielgruppe (Fokusgruppe) besteht und entspre­
chende Zielgruppen zur Teilnahme motiviert werden 
können. Wenn jedoch beispielsweise eine breite Beteili­
gung, die Lösung von Konflikten oder die Zusammenar­
beit mit Bürgerinitiativen im Vordergrund stehen sollen, 
sind andere Formate besser geeignet. Darüber hinaus 
kann vor Ort vorhandene Expertise personell eingebun­
den werden, um die Zielfestlegung, die Konzeption und 
die Durchführung von Bürgerdialogen und -beteiligung 
zu optimieren. Es ist hierfür aber erforderlich, sie recht­
zeitig in die Planung miteinzubeziehen.
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  Tiefe und Breite des Dialogs: Tiefe und Breite der 
Ergebnisse von Fokusgruppen hängen stark von der Zu­
sammensetzung der Teilnehmenden und deren Wissen 
ab. Dennoch: Fokusgruppen-Treffen sind zeitlich stark 
begrenzte, einmalige und circa dreistündige Veran­
staltungen. Es ist nicht möglich, innerhalb einer solch 
kurzen Zeit beliebig in Tiefe und Breite eines Themas 
einzusteigen. Da bei den meisten Bürger:innen kein 
umfassendes themenspezifisches Wissen vorausgesetzt 
werden kann, müssen adäquate Informationen in den 
meisten Fällen vor der Gruppendiskussion vermittelt 
werden, etwa in Form von Informationsmaterialien oder 
eines Stimulusvortrags durch Expert:innen. Ausnahmen 
bilden in diesem Zusammenhang Dialoge, in denen 
Laienmeinungen unmittelbar interessieren und aktu­
elle Kenntnisse oder Einschätzungen zu einem Thema 
zusammengetragen werden sollen. Zudem eignen sich 
verschiedene Themen, die umfassendes Spezialwissen 
erfordern (zum Beispiel gesetzliche Regularien), nicht 
für zeitlich eng umrissene Dialogformate. Insgesamt 
ist aber festzustellen, dass Bürgerdialoge die – vorab 
teils bekannten, teils vermuteten, teils aber auch über­
raschenden – Bedarfe, Bedenken und Wünsche von Bür­
ger:innen zutage fördern. Fokusgruppen können dem­
nach als wichtige gesellschaftliche Frühwarnsysteme 
auf mögliche Bedenken und unerfüllte Erwartungen 
sowie wenig beachtete Risiken oder Ängste aufmerk­
sam machen und dann zu entsprechenden Veränderun­
gen in den Planungen einer Kommune motivieren. Sie 
sind hingegen nicht geeignet, um themenbezogenes 
Expertenwissen zu bündeln und dieses Wissen Politik 
und Verwaltung zur Verfügung zu stellen. Für das Zu­
sammentragen solcher Wissensbestände existieren an­
dere Formate wie das Experten-Delphi oder Expertenin­
terviews.

  Bedürfnisorientierte Planung und Einladung: Für 
das erfolgreiche Gewinnen von Teilnehmenden im Rah­
men eines Bürgerdialogs ist es hilfreich, die Zielgrup­
pe(n) gut zu kennen. Die Möglichkeiten der Ansprache 
und die Motivation zur Teilnahme sollten an die Ziel­
gruppe angepasst werden, indem Bedarfe, Motive, spe­
zifische Themen oder Fragestellungen hervorgehoben 
und erfolgversprechende Kommunikationswege ge­
wählt werden. Wenn im Organisationsteam des Bürger­

dialogs keine ausreichenden Kenntnisse zur Zielgruppe 
vorhanden sind, kann Expertise von außen, zum Bei­
spiel durch zielgruppenspezifische Multiplikator:innen, 
hinzugezogen werden. Je weniger über die Zielgruppe 
bekannt ist, desto mehr Zeit sollte für die Vorbereitung 
der Fokusgruppe eingeplant werden. Der Aufbau von 
Vertrauen der angesprochenen Zielgruppe gegenüber 
den Organisator:innen des Bürgerdialogs ist besonders 
wichtig und muss auch in der Zeitplanung ausreichend 
berücksichtigt werden. Ob Aufwandsentschädigungen 
gewährt werden sollen, ist im Einzelfall zu entscheiden. 
Vermeidbare Hürden für eine Teilnahme sollten zudem 
möglichst abgebaut werden. So ist beispielsweise be­
vorzugt eine den Zielgruppen vertraute Räumlichkeit 
als Veranstaltungsort zu wählen. Auch die zeitliche Ver­
fügbarkeit der Teilnehmenden, die je nach Zielgruppe 
variieren kann, sollte bei der Terminplanung berücksich­
tigt werden. Um die Diskussion zielgruppengerecht pla­
nen zu können, sollten Vertreter:innen der Zielgruppen, 
die nicht selbst an der Fokusgruppe teilnehmen wer­
den, aktiv in den Gestaltungsprozess einbezogen wer­
den, wobei die Projektbeteiligten ihre jeweiligen Inter­
essen transparent kommunizieren sollten.

  Ansprache und Gewinnung von Teilnehmenden: 
Die Zielgruppe ist im Voraus genau zu definieren, um 
sie zum richtigen Zeitpunkt und auf effektive Weise an­
sprechen zu können. Im hier vorgestellten Projekt wur­
den Angehörige verschiedener soziologisch definierter 
Zielgruppen angesprochen und in zielgruppenspezifi­
schen Diskussionsgruppen zusammengeführt. Auf ei­
ner zweiten Ebene wurde ein weiteres soziodemogra­
fisches Merkmal hinzugezogen, wodurch eine größere 
Meinungsvielfalt gewährleistet werden sollte. Zum Bei­
spiel sollten in einer Fokusgruppe mit Senior:innen ein 
paritätisches Geschlechterverhältnis gewährleistet so­
wie ältere Mitbürger:innen mit und ohne Migrationshin­
tergrund sowie mit und ohne körperliche Beeinträchti­
gung einbezogen werden. In einer Fokusgruppe, in der 
die Anzahl der Interessierten die maximale Anzahl an 
Teilnehmenden übersteigt, sollte zusätzlich außerdem 
das Los entscheiden. Die spezifischen Mittel und Wege 
der Ansprache für jede Zielgruppe sind im Vorfeld zu er­
mitteln, wobei erste Kontakte zu Zielgruppen und inter­
nen sowie externen Expert:innen unterstützend wirken 
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können. Eine Ansprache über die Sozialen Medien soll­
te von versierten Social-Media-Expert:innen umgesetzt 
werden. Dieses Vorgehen erhöht die Wahrscheinlich­
keit, dass die entsprechenden Beiträge in der betreffen­
den Zielgruppe Verbreitung finden. Digital wenig affi­

ne Zielgruppen sollten zudem persönlich angesprochen 
werden, beispielsweise im öffentlichen Raum oder an 
Orten, an denen sie sich gerne und regelmäßig aufhal­
ten (etwa im Vereinshaus).

5.2 Learnings aus der Durchführung

  Förderung von Bürgernähe: Bürgerdialoge kön­
nen nicht nur das Verständnis der Verwaltung für die 
Bevölkerung fördern, sondern auch eine effektive Kom­
munikation in beide Richtungen ermöglichen. Die meis­
ten Bürger:innen haben nur bei behördlichen Anliegen 
und in formellen Situationen Kontakt zur Verwaltung. 
Bürgerdialoge, insbesondere solche in Präsenz, schaf­
fen eine vertrauensvolle und informelle Atmosphäre, 
die es ermöglicht, eine gemeinsame Sprache zu finden, 
Vorurteile abzubauen und miteinander Lösungen zu er­
arbeiten. Beispielsweise gab es in Wittenberge Beden­
ken wegen eines möglichen Personalabbaus infolge der 
geplanten Verwaltungsdigitalisierung und der damit 
verbundenen potenziellen Folgen (Einkommensverlus­
te, Steuerausfälle, Arbeitslosigkeit, Unsicherheit). Diese 
Bedenken konnten von den kommunalen Ansprechpart­
ner:innen glaubwürdig entkräftet werden. Stattdessen 
wurden sogar mögliche Chancen deutlich, so etwa eine 
verbesserte Betreuungssituation für die Bürger:innen 
durch entlastete und weniger gestresste Verwaltungs­
mitarbeitende.

  Umgang der Kommune mit Ergebnissen: Die 
Umsetzung der Ergebnisse von Bürgerdialogen, die 
Berücksichtigung der Prioritäten verschiedener An­
spruchsgruppen und die Anpassung an die realen 
Möglichkeiten einer Kommunalverwaltung sind her­
ausfordernd. Die Priorisierung kann hier helfen, erste 
Schwerpunkte zu setzen, aber es müssen auch die spe­
zifischen Gegebenheiten der jeweiligen Kommune be­
rücksichtigt werden. Kommunen sollten die Ergebnisse 
eines Bürgerdialogs in jedem Fall ernsthaft in Erwä­
gung ziehen und ihren Umgang mit den Vorschlägen 
transparent dokumentieren sowie nach außen kommu­
nizieren, um das Vertrauen in Bürgerdialog und -beteili­
gung nachhaltig zu stärken.

  Notwendigkeit einer Machbarkeitsprüfung: 
Die Teilnehmenden bringen ihre Wünsche, Bedarfe 
und Ideen in die Dialogarbeit ein, orientieren sich da­
bei aber nicht durchgehend an deren Realisierbarkeit. 
Bürger:innen verfügen oft nicht über genaue Kennt­
nisse zum Aufbau der öffentlichen Verwaltung, sodass 
sie kaum korrekt einschätzen können, welche Entschei­
dungsebene für die Umsetzung im jeweiligen Fall ver­
antwortlich ist (Bund, Länder, Kommunen oder andere 
Institutionen). Es ist daher erforderlich, die Ergebnisse 
eines Bürgerdialogs auf Dringlichkeit (Idee < Wunsch < 
Bedarf) zu prüfen und die Umsetzbarkeit (regulatori­
sche Vorgaben, Überschreitung von Kompetenzberei­
chen, Praxistauglichkeit, Kosten-Nutzen-Verhältnis etc.) 
zum Thema der Diskussion zu machen. Nicht zuletzt ler­
nen hierdurch auch die Bürger:innen im Dialog mit der 
Verwaltung, wie die Umsetzung politischer Vorhaben 
funktioniert. So wünschten sich Bürger:innen in Witten­
berge aus Praktikabilitätsgründen etwa ein vernetztes 
Digitalangebot von – im besten Fall – Kommune, Land, 
Bund, gesetzlicher Rentenversicherung und anderen öf­
fentlichen Leistungserbringern. Die Umsetzbarkeit stieß 
aufgrund der hohen Komplexität des Vorhabens (Kom­
petenzen, Datenschutz etc.) allerdings schnell an Gren­
zen. Auch eine Chatfunktion für die Kommunikation 
mit Verwaltungsmitarbeitenden, die rund um die Uhr 
verfügbar sein sollte, scheint in einer kleinen Kommu­
ne wie Wittenberge kaum realisierbar zu sein. Dennoch 
können auch solche Vorschläge als Anregungen ver­
standen werden, dass Institutionen der Verwaltung zu­
nehmend landkreis- und länderübergreifend zusammen­
arbeiten sollten. In dem hier durchgeführten Dialog 
waren solche Anregungen durchaus erwünscht, in kon­
kret auf kommunale Entscheidungen hinauslaufende 
Bürgerbeteiligungsprojekte würden sie möglicherweise 
aber die Debatte in die falsche Richtung lenken – gera­
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de weil die Prämisse gilt, dass die Bürgermeinungen be­
sonders ernst zu nehmen sind. 

  Einordnung von Ergebnissen: Ergebnisse von 
Bürgerdialogen sollten stets auch hinsichtlich der ge­
wählten Erhebungsmethode reflektiert werden. Fokus­
gruppen adressieren einzelne Zielgruppen und bringen 
deshalb ein multiperspektivisches Bild der Lage hervor; 
es handelt sich also nicht um ein Dialogverfahren, das 
auf die Repräsentativität der Gesamtbevölkerung hin 
ausgerichtet ist. Hier wären repräsentative Umfrage­
formate oder Planungszellen möglicherweise die besse­
ren Alternativen. Jede Form des Dialogs und der Beteili­
gung bringt eine Zusammensetzung mit Teilnehmenden 
hervor, die im gewählten Einladungsverfahren bereits 
angelegt ist. Die Diskussionen in den verschiedenen 
Formaten sind deshalb stark geprägt von der gewähl­
ten Einladungsform (siehe Kapitel 2). Dennoch beste­
hen bei jedem Format vielfältige Möglichkeiten zur be­
gründeten Abweichung und Modifikation. Auch macht 
es einen großen Unterschied, ob Multiplikator:innen 
und Interessenvertreter:innen beziehungsweise Perso­
nen mit besonderer beruflicher Stellung oder „normale“ 
Bürger:innen zu einem Sachverhalt Stellung beziehen. 

In persönlichen Gesprächen treten häufig Verzerrungs­
effekte wie der Social-Desirability-Bias (soziale Er­
wünschtheit) oder Gruppendenken auf. So betrachteten 
sich etwa die meisten Teilnehmenden in Wuppertal als 
Personen, die in Katastrophen- oder Krisensituationen 
eher Hilfe leisten würden, als diese selbst in Anspruch 
zu nehmen. Aus diesem Resultat ergeben sich zahlrei­
che Fragen, die vor einer Einordnung des Ergebnisses 
zwingend beantwortet werden müssen: Waren die Fo­
kusgruppen womöglich überwiegend mit generell hilfs­
bereiten Personen besetzt, da sich solche Menschen für 
den Bevölkerungs- und Katastrophenschutz besonders 
interessieren? Schien es sozial erwünscht oder erforder­
lich, sich im Kontext der Fokusgruppen als Helfer:in zu 
positionieren? Dachten die Teilnehmenden bei der Fra­
ge an eine lokal begrenzte oder an eine flächendeckend 
auftretende Katastrophe, was beeinflussen würde, wie 
viele Personen noch in der Lage wären, sich selbst und 
anderen zu helfen? Eine mögliche Schlussfolgerung im 
konkreten Fall, den professionellen Katastrophenschutz 
in Wuppertal aufgrund der offenbar großen Hilfsbe­
reitschaft vor Ort zu verschlanken, wäre also sicherlich 
nicht zulässig.

5.3 Learnings aus der Evaluation

  Evaluation und Wirkungsmessung: Die Evalu a­
tion von Bürgerdialogen kann verschiedene  Formen an­
nehmen. Die begleitende, formative Evaluation eines 
laufenden Beteiligungsprozesses bietet einen Mehr wert, 
sofern ausreichend Zeit zwischen den Beteiligungsver­
anstaltungen vorhanden ist und somit Erkenntnisse der 
Evaluation der zunächst durchgeführten Fokusgruppen 
bei der Gestaltung und Durchführung der späteren Ver­
anstaltungen berücksichtigt werden können. Andern­
falls kann eine abschließende summative Evaluation 
helfen, den Prozess besser einzuordnen. Dabei ist von 
großer Bedeutung, dass das Evaluationsteam stets über 
die Projektziele informiert ist und alle Vorgänge im Pro­
jekt verfolgen kann. Generell dient eine Evaluation in 
der Regel dazu, die selbstgesteckten Ziele eines Bürger­
dialogs und die Erreichung dieser Ziele nachträglich zu 

bewerten. Daher ist es wichtig, genügend Zeit für die 
Identifizierung und Formulierung realistischer Ziele auf­
zuwenden und deren Anzahl und Anspruchsniveau kri­
tisch zu überprüfen. Klare Absprachen stellen sicher, 
dass die Ziele erreichbar sind und das richtige Dialog­
format gewählt wurde. Bei der Messung von Wirkungen 
ist die Messbarkeit und Nachverfolgbarkeit zu berück­
sichtigen, und es sollte ein ausreichend langer Zeit­
raum für die Erhebung eingeplant werden. Kurzfristige, 
mittelfristige und langfristige Wirkungen sollten unter­
schieden werden. Bürgerdialoge benötigen oft längere 
Zeit, um messbare beziehungsweise beobachtbare Wir­
kungen auf verschiedene Akteure und Zielgruppen zu 
entfalten. Generell gilt, dass für Kommunen auch prag­
matischere Formen der Reflexion denkbar sind.
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  Wirkungsbeobachtung oder Wirkungsmaximie-
rung: Wenn die Bürgerdialoge professionell evaluiert 
werden, kann ein Zielkonflikt zwischen der reinen Beob­
achtung der Wirkungen eines Bürgerdialogs und dem 
Bestreben entstehen, diese Wirkungen zu maximieren. 
Beim Umgang mit diesem Zielkonflikt gibt es keine 
ideale Lösung: Wichtig scheint vor allem, sich des Kon­
flikts bewusst zu sein, die gewählte Zielsetzung transpa­
rent zu dokumentieren und die passende Methode zur 
Nachverfolgung der Wirkungen zu wählen. Wenn Wir­
kungen nur beobachtet werden sollen, ist ein rein be­
obachtender, ergebnisoffener Ansatz zu wählen, der in 
alle möglichen Wirkrichtungen blickt. Wenn hingegen 
bestimmte Wirkungen maximiert werden sollen, gilt es 
konkrete Ziele zu definieren und deren Erreichung ex­
plizit zu messen. In aller Regel hat eine Kommune auch 
tatsächlich vielseitige Ziele und möchte die Wirkungen 
eines Bürgerdialogs nicht einfach nur beobachten. Bei­
spielsweise möchte sie über den Dialog Erkenntnisse zu 
Wahrnehmungen der Bürgerschaft gewinnen, sich aber 
zugleich auch als bürgerfreundlich präsentieren. Dies 
ist legitim, wenn die Ergebnisse engagiert aufgegriffen 
und umgesetzt werden. In Bürgerbeteiligung unerfah­
rene Kommunen sollten sich in jedem Fall bei der Vor­
bereitung, Durchführung und Nachbereitung eines Bür­
gerdialogs von erfahrenen Dienstleistern unterstützen 
lassen, um dessen Erfolgschancen und Außenwahrneh­
mung zu optimieren.

  Antizipation und Konzeption von Wirkungen: 
Falls die Wirkungen auf Bevölkerung oder Kommu­
nalpolitik und -verwaltung oder eine breite Rezeption 
in den Medien eine zentrale Rolle spielen, sollten die 
nachfolgenden Bedingungen bedacht werden. (1) Wir­
kungsorientierte Ausrichtung der Veranstaltungen: Ne­
ben der Ausrichtung auf das inhaltliche Erkenntnisin­
teresse der Kommune hin sollten die Inhalte und der 
Moderationsplan eines Bürgerdialogs auch auf die an­
gestrebten Wirkungen und Wirkungswege hin gestal­
tet werden. (2) Antizipation von Wirkungswegen: Im 
Rahmen der frühzeitigen Plausibilisierung der mögli­
chen Wirkungswege ist abzuschätzen, in welchen Grup­
pen und Organisationen Wirkungen erzielt werden kön­
nen; diese Gruppen können bereits in die Gestaltung 
des Beteiligungsprozesses einbezogen werden, wobei 

26 |  Die Angebote, die für die Durchführung der Fokusgruppen-Dialoge in Wittenberge und Wuppertal im Jahr 2022 eingeholt wurden,  

bewegten sich in einer Preisspanne von circa 13.000 bis 19.000 Euro pro Fokusgruppe. Darin waren – zusätzlich zu üblichen Anforde­

rungen in der Konzeption, Durchführung und Auswertung – eine Untersuchung des meinungsbildenden Effekts der Fokusgruppen sowie 

 ausführliche Abschlussberichte enthalten.

die Ergebniskommunikation speziell auf sie zugeschnit­
ten sein sollte. (3) Kommunikationsplan und mediale 
Begleitung: Ein Kommunikationsplan ist hilfreich, um 
die zeitliche Abfolge, die inhaltliche Ausrichtung und 
zielgruppengerechte Medien festzulegen. Presse und 
Rundfunk sollten aktiv über Veranstaltungen und Inhal­
te informiert werden. Dabei können lokale Ressourcen 
genutzt und Medienpartnerschaften ausgeschöpft wer­
den. (4) Involvement von Wirkungsmultiplikator:innen: 
Sowohl potenzielle, lokale Multiplikator:innen, die die 
erzielten Wirkungen weitertragen können, als auch in­
trinsisch motivierte Akteure, die ein konkretes Interes­
se an den Erkenntnissen des Bürgerdialogs haben, soll­
ten aktiv einbezogen oder gezielt informiert werden. (5) 
Zeitliche Koordination: Die zeitliche Abfolge der wir­
kungsrelevanten Maßnahmen wird sorgfältig koordi­
niert, um eine reibungslose und kontinuierliche Verbrei­
tung der Wirkung sicherzustellen.

  Kosten-Nutzen-Verhältnis: Die Durchführung von 
Fokusgruppen stellt einen erheblichen Aufwand dar. 
Aber lohnt sich dieser Aufwand? Standen Kosten und 
Nutzen in einem günstigen Verhältnis? Kommunalver­
waltungen und Kommunalpolitik fühlen sich in Zei­
ten knapper öffentlicher Kassen besonders unter Be­
obachtung, wenn es um die Verwendung öffentlicher 
Mittel geht. Womöglich fördert ein Dialog ausschließ­
lich erwartbare Ergebnisse zutage, die eventuell auch 
über kostengünstige Recherchen hätten ermittelt wer­
den können. Gleichwohl lässt sich vorab nie mit Sicher­
heit sagen, ob solche Rechercheergebnisse auch auf die 
lokale Situation übertragbar sind. Dennoch gilt es das 
rechte Maß für den Umfang von Dialog und Beteiligung 
zu finden und dabei natürlich auch stets zu prüfen, ob 
sie wirklich notwendig sind beziehungsweise waren. 
Umfang und Ausgestaltung sind dabei die zentralen 
Kostentreiber von Dialogverfahren. Je nach Anzahl der 
beauftragten Fokusgruppen, deren Ausführung und 
selbst erbringbarer Leistungen können die spezifischen 
Kosten pro Fokusgruppe relativ stark variieren.26 Nicht 
nur für Kosten-, sondern auch für Qualitätsunterschiede 
in der Ausführung sorgen insbesondere der Aufwand, 
der für die Anwerbung von Teilnehmenden zu betreiben 
ist, Umfang und Sorgfaltsgrad der Ergebnisdokumenta­
tion sowie zusätzliche Wirkungsmessung und Analysen. 
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Während die Kosten recht konkret zu bestimmen sind, 
steht die Ermittlung der Kosteneffizienz vor größeren 
Herausforderungen. Eine exakte Kosten-Nutzen-Analy­
se wird etwa dadurch erschwert, dass die Effekte von 
Bürgerdialogen (zum Beispiel Auswirkungen auf politi­
sche Entscheidungen) womöglich erst nach Jahren voll­
ständig eingetreten sind oder beobachtet werden konn­
ten. Zudem können solche Effekte oft nur ungenügend 
quantifiziert, der Nutzen zudem nur teilweise moneta­
risiert werden. Soziale Effekte wie eine stärkere Identi­
fikation mit der Kommune sowie ein gestärktes Vertrau­

en in demokratische Prozesse lassen sich beispielsweise 
nur schwer ökonomisch fassen. Aufgrund dieser Hür­
den für eine sachgerechte Kostenkalkulation bleibt die 
Kosteneffizienz oft unbestimmt. Dieser Umstand sollte 
Kommunen aber nicht davon abhalten, Bürger:innen 
stärker in Entscheidungen einzubinden. Denn ernst ge­
meinte Demokratie und mehr bürgerschaftliche Beteili­
gung haben ihren Preis. Eine umfassende Analyse sollte 
also sowohl die Kosten des Bürgerdialogs als auch die 
breiteren sozialen und demokratischen Auswirkungen 
auf der Nutzenseite berücksichtigen.
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6	� Ausblick: Zukunft des  
Bürgerdialogs
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Die zuvor erläuterten Erkenntnisse aus den Fokusgrup­
pen in Wittenberge und Wuppertal bieten eine Grund­
lage sowohl für die spezifische Weiterentwicklung von 
Bürgerdialogen als auch für die Stärkung der Bürger­
beteiligung allgemein. Die Erkenntnisse werfen jedoch 
auch einige zentrale Fragen auf, die bei zukünftigen 
Dia logbemühungen berücksichtigt werden sollten.

  Dauerhafte Förderung des Engagements: Wie 
können Interesse und aktive Beteiligung von Bürger:in­
nen langfristig aufrechterhalten werden? Bürgerdialo­
ge sollten nicht als Einzelereignisse betrachtet werden, 
sondern als kontinuierliche Prozesse. Welche Mechanis­
men und Anreize lassen sich also entwickeln, um eine 
dauerhafte Bürgerbeteiligung zu fördern?

  Zielgruppen- und Themenvielfalt: Wie können 
Bürgerdialoge ein breites Spektrum von Zielgruppen 
und Themen effektiv ansprechen? Dabei sollte sicherge­
stellt werden, dass verschiedene Bevölkerungsgruppen 
und verschiedene politische oder soziale Anliegen ge­
hört werden. Welche Strategien können also dazu bei­
tragen, diese Vielfalt besser zu berücksichtigen?

  Virtuelle Formate der Beteiligung: Angesichts 
der fortschreitenden Digitalisierung stellt sich die Fra­
ge, wie Bürgerdialoge in Präsenz sinnvoll durch virtuel­
le Formate ergänzt oder transformiert werden können. 
Wie lassen sich dabei Menschen einbeziehen, die nicht 
über die erforderlichen technischen Ressourcen oder Fä­
higkeiten verfügen?

  Partizipation von Expert:innen: Wie können Ex­
pert:innen und Fachleute effektiv in den Bürgerdialog-
Prozess eingebunden werden, ohne die Perspektiven 
und Bedenken der breiten Bevölkerung dabei zu ver­
nachlässigen? Wie lässt sich das Wissen von Fachleuten 
in verständlicher Form für die Öffentlichkeit zugänglich 
machen?

  Evaluationsmethoden und -standards: Jedes Pro­
jekt braucht im Nachgang eine (selbst-)kritische Reflexi­
on, nicht jedes allerdings auch eine externe Evaluation. 
Wenn diese aber für sinnvoll gehalten wird, gilt: Welche 
Standards und Methoden sollten für die Evaluation von 
Bürgerdialogen und deren Wirkung festgelegt werden? 
Die Entwicklung von klaren Evaluationskriterien kann 
dazu beitragen, den Erfolg von Bürgerdialogen genau­
er zu erfassen und das konkrete Verfahren weiter zu ver­
bessern.

  Transparenz und Umsetzung: Wie kann sicherge­
stellt werden, dass die Ergebnisse und Empfehlungen 
aus Bürgerdialogen tatsächlich in die politischen Ent­
scheidungsprozesse einfließen und umgesetzt werden? 
Transparenz und Nachverfolgbarkeit von Maßnahmen 
sind entscheidend, um das Vertrauen der Bürger:innen 
sowohl in politische Entscheidungsprozesse als auch in 
zukünftige Bürgerdialoge aufrechtzuerhalten.

  Lokale bis internationale Perspektive: Technolo­
gischer Wandel ist nicht nur ein kommunales Projekt, 
es ist im Gegenteil eine oft internationale Entwicklung, 
die es zu kommentieren und zu steuern gilt. Wie kann 
sichergestellt werden, dass alle betroffenen politischen 
Ebenen die Wahrnehmungen und Meinungen der Bür­
ger:innen hören und ernst nehmen?

Der zukünftige Impact von Bürgerdialogen wird von der 
Fähigkeit abhängen, diese Fragen zu beantworten und 
innovative Lösungen zu entwickeln. Es ist ein fortlaufen­
der Prozess, der eine stetige Zusammenarbeit zwischen 
Regierung und Verwaltung auf unterschiedlichen Ebe­
nen und mit der Zivilgesellschaft erfordert. Ziel dabei 
sollte stets sein, demokratische Prozesse zu stärken und 
die Entscheidungsfindung in unserer Gesellschaft de­
mokratischer, inklusiver und transparenter zu gestalten.
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Weitere Publikationen im Projekt Technologischen Wandel gestalten

Technischer Wandel – wirksam kommunizieren  
und beteiligen. 12 Denkanstöße aus der Wissenschaft
Herausgegeben von Eva-Maria Jakobs und Ortwin Renn
November 2023

Klimaerwärmung, Verlust der Biodiversität, Energie- und Verkehrswende, 
globaler Wettbewerbsdruck: Ohne neue Technologien lassen sich die gro­
ßen Herausforderungen unserer Zeit nicht bewältigen. Doch wenn die dafür 
benötigte Transformation für die betroffenen Menschen nicht überzeugend 
erscheint, fehlt am Ende der notwendige gesellschaftliche Rückhalt. Welche 
Kommunikations- und Dialogformen eignen sich für die gemeinsame Ge­
staltung des technologischen Wandels? Und mit welchen Formaten kann 
man Verschwörungstheorien und Fake News erfolgreich begegnen?
 
Der Sammelband bündelt und vermittelt evidenzbasierte Einsichten in die 
psychologischen, sozialen und kommunikativen Bedingungen gelingender 
Technikkommunikation und gibt konkrete Impulse für die Praxis. Die Beiträ­
ge richten sich an Politik und Behörden, Kommunikationsdienstleister und 
Unternehmen sowie an all jene, die sich im öffentlichen Technologie- und 
Technikdiskurs engagieren wollen.

Kampagne zur Website ePA Check-up.  
Dokumentation und Analyse
Herausgegeben von Petra Dickmann und Olaf Dössel
November 2023

Spielerische Wissensvermittlung für eine sachgerechte Meinungsbildung zu 
einem technisch wie gesellschaftspolitisch relevanten Thema: Die Website 
ePA Check-up von acatech und Körber-Stiftung verbindet diese Anliegen. 
Die Besucher:innen erhalten relevantes Wissen zur elektronischen Patienten­
akte (ePA), die bereits seit 2021 von allen gesetzlich Versicherten beantragt 
werden kann. Der ePA Check-up vermittelt dabei die Nutzungsmöglichkei­
ten für die in der digitalen Akte ablegbaren Gesundheitsdaten wie auch die 
hiermit verbundenen Risiken. Die Initiative wurde durch eine Kampagne 
begleitet, bei der klassische Presse- und Öffentlichkeitsarbeit um eine agen­
turgestützte Marketingkampagne sowie Influencer-Kooperationen ergänzt 
werden. Der Bericht gibt Einblick in die Konzeption der digitalen Kampagne 
und analysiert diese mit Blick auf die erzielte Aufmerksamkeit. Die Erkennt­
nisse werden so insbesondere all jenen zur Verfügung gestellt, die praxisnah 
Technik- oder Wissenschaftskommunikation betreiben oder künftig zur ePA 
kommunizieren werden.
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Über acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften

acatech berät Politik und Gesellschaft, unterstützt 
die innovationspolitische Willensbildung und ver­
tritt die Technikwissenschaften international. Ihren 
von Bund und Ländern erteilten Beratungsauftrag er­
füllt die Akademie unabhängig, wissenschaftsbasiert 
und gemeinwohlorientiert. acatech verdeutlicht Chan­
cen und  Risiken technologischer Entwicklungen und 
setzt sich dafür ein, dass aus Ideen Innovationen und 
aus  Innovationen Wohlstand, Wohlfahrt und Lebens­
qualität erwachsen. acatech bringt Wissenschaft und 
Wirtschaft zusammen. Die Mitglieder der  Akademie 

sind heraus ragende Wissenschaftlerinnen und Wissen­
schaftler aus den Ingenieur- und den Naturwissen­
schaften, der  Medizin sowie aus den Geistes- und So­
zialwissenschaften. Die Senatorinnen und Senatoren 
sind Persönlichkeiten aus technologieorientierten 
Unternehmen und Vereinigungen sowie den großen 
Wissenschaftsorga nisationen. Neben dem acatech 
 FORUM in München als Hauptsitz unterhält acatech 
Büros in Berlin und  Brüssel.

Weitere Informationen unter www.acatech.de

http://www.acatech.de
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Fokusgruppen sind eine etablierte Methode der Markt- 
und Sozialforschung, um die Meinung klar umrissener 
Zielgruppen zu einer Frage zu erheben, zum Beispiel 
ihre Einstellung zu einem bestimmten Produkt. Doch 
der Austausch mit Bürger:innen spielt auch in Kom­
munen eine zentrale Rolle. Im acatech Praxisprojekt 
 Technologischen Wandel gestalten wurde in Bürger­
dialogen über Zukunftsfragen der Digitalisierung disku­
tiert. Gemeinsam  mit den Partnerkommunen Witten­
berge und Wuppertal wurden partizipativ angelegte 
Fokusgruppen-Dialoge zur Digitalisierung von Verwal­
tungsdienstleistungen beziehungsweise zu digitaler 
Technik im Bevölkerungsschutz geplant, durchgeführt, 

evaluiert und deren Wirken in den beiden Kommunen 
beobachtet. Welche Möglichkeiten und Einschränkun­
gen nimmt die Bevölkerung bei der bevorstehenden 
Digitalisierung dieser kommunalen Aufgaben wahr? 
Welche Anforderungen haben die Bürger:innen an die 
digitale Transformation der Kommunen? Welche Beden­
ken haben sie? Wie wurden die Ergebnisse der Dialoge 
(von kommunaler Seite) rezipiert? Die vorliegende Pub­
likation stellt zentrale Erkenntnisse der beiden Bürger­
dialoge im Format der Fokusgruppe vor und wendet sich 
insbesondere an kommunale Beteiligungs- und Digita­
lisierungsbeauftragte sowie weitere Verantwortliche in 
Politik und Verwaltung im gesamten Bundesgebiet.


